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Zusammenfassung der Stellungnahmen
zur Änderung der NÖ Bauordnung 2014

Abkürzungen:

Am        Stadtgemeinde Amstetten

BA            Behindertenanwalt (Anwalt für Gleichbehandlungsfragen für Menschen mit
Behinderung Dr. Hansjörg Hofer)

BD1          Baudirektion

BD4          Abteilung Anlagentechnik

BMDW      Bundesministerium für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort

BMWFW   Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft

BR            Österreichischer Behindertenrat

EVN          EVN AG

FS             Forum Schall

FW            Ing. Wolfgang Fischer

GBA Kr     Gebietsbauamt Krems

GB        NÖ Gemeindebund

GBV        Österreichischer Verband gemeinnütziger Bauvereinigungen

GS4          Abteilung Sanitäts- und Krankenanstaltenrecht

HWEV       Niederösterreichischer Haus- und Wohnungseigentümerverband

KLA  Klagsverband zur Durchsetzung der Rechte von Diskriminierungsopfern

Kr  Magistrat Krems

LM            Elfi Linzberger & Peter Mikowitsch

LVwG       Landesverwaltungsgericht NÖ

MH            Marktgemeinde Markersdorf-Haindorf

MO        NÖ Monitoringausschuss

Landtag von Niederösterreich
Landtagsdirektion

Eing.: 19.06.2018

zu Ltg.-228/B-23-2018
B-Ausschuss
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NotK        Notariatskammer für W, NÖ u Bgld

ÖZIV         ÖZIV Bundesverband für Menschen mit Behinderungen

PF             Dipl.Ing. Friedrich Pluharz

RA             Rauchberger Alfred

RAK           Rechtsanwaltskammer

RF             Florian Rath

RU2        Abteilung Raumordnung und Regionalpolitik - Statistik

RU4        Abteilung Umwelt- und Energierecht

SP            SPAR Österr. WarenhandelsAG und INTERSPAR Ges.m.b.H.

SPGV       Verband sozialdemokratischer GemeindevertreterInnen in NÖ ( St. Pölten)

StB Österreichischer Städtebund (Amstetten, St. Pölten, Krems, Wiener Neu-
stadt)

StP       Magistrat St. Pölten

UA           Niederösterreichische Umweltanwaltschaft

VD       Abteilung Landesamtsdirektion-Verfassungsdienst

VA            Volksanwaltschaft

Vö             Stadtgemeinde Bad Vöslau

WKNÖ      Wirtschaftskammer NÖ - Abteilung Rechtspolitik

WrN        Magistrat Wiener Neustadt

ZT             Kammer der ZiviltechnikerInnen, ArchitektInnen und IngenieurInnen
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Allgemeines

VD

Mo:

Stellungnahme des NÖ Monitoringausschusses :

· NÖ Bauordnung 2014 (7. Novelle - Entwurf)

· NÖ Bautechnikverordnung 2014 (2. Novelle – Entwurf)

Der NÖ Monitoringausschuss gibt gem. § 4 Abs.1 Zif.2 NÖ Monitoringgesetz,
LGBl. 9291 folgende Stellungnahme zum Entwurf einer Änderung der

NÖ Bauordnung 2014 und der Bautechnikverordnung 2014 ab:

Ziel der vorgelegten Entwürfe ist es im wesentlichen die EU-Richtlinie 2015/2193 des

Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 zur Begrenzung

der Emissionen umzusetzen.

Es ist unverständlich, dass  mit diesen Entwürfen wiederum eine Möglichkeit ver-

säumt wurde, das NÖ Baurecht



4

· weiter an die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen anzupassen,

· die Vorgaben der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinde-

rungen (UN-BRK) umzusetzen,

· den konkreten Handlungsempfehlungen des UN-Fachausschusses im Rah-

men der 1.Staatenprüfung Österreichs 2013 zu entsprechen.

UA:

RAK:

StB:
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WKNÖ:

RA:

Ich kann es leider nicht lassen, weil ich als hoffentlich mündiger Bürger, jedoch nicht als Querulant,
morgens in den Spiegel schauen möchte.
Die Bemühungen der Politik, einfachere u. übersichtlichere Gesetze zu produzieren, müssen schei-
tern, solange es keine verbindlichen quantitative Vorgaben gibt.
Diesmal sind es eh nur um 32 Zeilen mehr geworden. Aber warum nicht um 60 Zeilen weniger?
Ich bitte auch um Entschuldigung, dass ich auch Paragrafen, die von der Gesetzesvorlage nicht be-
troffen sind, behandle, Bisher hat mir jedoch noch niemand gesagt, warum der Eine oder Andere
Vorschlag nicht realisierbar ist.
Solange aber eine Schar von jungen, ambitionierten Diplomingenieuren u. Juristen unseren oft nicht-
akademischen Politikern einreden kann, wie wichtig diverse Neuerungen an Gesetzen, Verordnun-
gen, Richtlinien u. Normen sind, solange wird sich an diesem Teufelskreis nichts ändern. Da spielt
natürlich auch eine gewisse Existenzberechtigungsangst mit. Irgendwann brauchen wir dann keine
Sachverständigen mehr, denn deren Freiräume werden immer enger, sondern nur mehr Juristen mit
entsprechender Computersoftware. Das ist auf der einen Seite eine kleine Arbeitsplatzschaffung-
andererseits aber auch eine Vernichtung von Arbeitsplätzen , hauptsächlich in den „ Gutachterfabri-
ken“.
Merken die Sachverständigen nicht, dass wir immer dann herhalten müssen, wenn es unangenehm
wird?
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Bitte, bitte, vielleicht findet sich doch ein Politiker oder ein Beamter, oder ein Standesvertreter, der
mir einmal sagt, dass ich als kleiner depperter Landbaumeister doch endlich Ruhe geben soll, weil es
sowieso nichts nützt und Dir keiner sagt warum!
Mich würde auch interessieren, wieviele Stellungnahmen außer Meiner eingelangt sind. Daran könn-
te man das Demokratieverständnis unserer Mitbürger erkennen.
Alle wünschen sich Demokratie nach Schweizer Muster- aber niemand lebt Sie.

Xte  ( erfolglose )STELLUNGNAHME  zu  Bauordnungsnovellen

Frage vorweg: Bekomme ich ein Feedback, warum man dieser oder jener von mir vorgeschlage-
nen Änderung nicht nähertreten kann ?
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Inhaltsangabe

§ 4
 Begriffsbestimmungen

VD:
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BD1:

GBA Kr:
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UA:

VA:
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LVwG:

Es  sollte die Definition der Hauptfenster künftig zulässiger Gebäude in § 4 Z 21 zum Anlass für eine
Klarstellung genommen werden, ob die künftig zulässigen Gebäude auf der bestehenden Bebauung
aufbauen oder von einer „tabula rasa“-Situation (also keiner sonstigen Bebauung)  ausgehen.

Kr:

Zu § 4 Z 14, § 32a und § 70 Abs 11

Ungeachtet der EU-Richtlinie, die den Hintergrund für die geplante Novellierung darstellt,
wird darauf hingewiesen, dass bereits bewilligte und/oder in Bau befindliche Feuerungsanla-
gen in diesem Größenbereich nicht innerhalb der vorgesehenen Frist bis 19.12.2018 fertig-
gestellt werden können. Durch die geplante Novelle werden/würden für die Betreiber äußerst
kostenintensive Umplanungen und Umbaumaßnahmen erforderlich.

Besonders problematisch sind etwaige Verfahren, die im Dezember 2018 anhängig sind. –
Auch hängt die Einstufung als Alt-/Neuanlage von diesem Stichtag ab.

Zu § 32a Abs 2: Unseres Erachtens bedeutet es eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung,
wenn bestehende Anlagen eine Frist für die Angleichung bis 30.12.2024 bzw. 2029 erhalten,
und neuere Anlagen, die erst nach dem 19.12.2018 fertiggestellt werden, sofort in die Defini-
tion mittelgroßer Feuerungsanlagen fallen und somit unverzüglich zur Einhaltung der Ver-
ordnung der NÖ Landesregierung für mittelgroße Feuerungsanlagen verpflichtet sind.

Lösungsansatz zu § 70 Abs 11: Übergangsfrist bis zB Dezember 2023

Zu § 4 Z 15

Durch die Streichung des letzten Halbsatzes geht nicht eindeutig hervor, ob ein Nebenge-
bäude nach wie vor an das Hauptgebäude angebaut werden darf oder nicht.
Es wird vorgeschlagen, die Begriffe „Anbau“ und „Zubau“ genauer zu definieren bzw. den
letzten Halbsatz zu belassen und „angebaut“ durch „angestellt“ zu ersetzen.

WrN:



11

RAK:
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RU2:
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StP:

- V.a. in Bezug auf die Neuregelung der Hauptfenster zulässiger und künftig zulässiger Gebäude
scheint mir die Unterscheidung im § 4 Z 21 und auch die Begründung im Motivenbericht sinnvoll. Ob
die Neuregelung wieder ungewollte Konsequenzen mit sich bringt, kann ich aus jetziger Sicht nicht
abschätzen.

- … die Formulierung hier problematisch werden könnte:

Hauptfenster künftig zulässiger Gebäude: Hauptfenster der zukünftig im Sinn einer geordneten
Bebauungsplanung bewilligungsfähigen Gebäude;

Hauptfenster zulässiger Gebäude: Hauptfenster der künftig zulässigen und darüber hinaus auch
der bestehenden bewilligten Gebäude;

StP (SPGV):

Ad § 4 Z. 15

Nunmehr wurde in den Begriffsbestimmungen eine Flächenbeschränkung für Nebengebäude
festgelegt und entfällt der Halbsatz „es kann auch an das Hauptgebäude angebaut sein“.

Durch den Entfall dieses Halbsatzes kann angenommen werden, dass Nebengebäude nicht
mehr an Hauptgebäude angebaut werden dürfen. Eine statische bzw. bauliche Einheit durf-
ten sie ohnedies nie bilden. Vergleicht man diese Auslegung mit der gekuppelten Bauweise,
in der Hauptgebäude zwingend aneinander angebaut werden müssen, jedoch keine bauliche
bzw. statische Verbindung aufweisen, so ist davon auszugehen, dass durch den Entfall des
vorgenannten Halbsatzes zwischen Hauptgebäude und Nebengebäude ein baulicher Ab-
stand einzuhalten ist.

Andererseits besagt § 49 Abs. 3 NÖ Bauordnung 2014 wie mehrere Gebäude auf einem
Grundstück anzuordnen sind. Man könnte jetzt die Meinung vertreten, dass die Streichung
des Halbsatzes in § 4 Z 15 nur der Vermeidung von Wiederholungen dient.

Es ist daher entweder im Gesetz selbst oder in den erläuternden Bemerkungen klar zu stel-
len, was der Gesetzgeber tatsächlich will, nämlich, dass das Nebengebäude baulich vom
Hauptgebäude abzurücken ist, oder dass es ein eigenständiges Gebäude darstellt, das auch
direkt an das Hauptgebäude angebaut sein darf, bloß zufällig danebensteht. Im ersten Fall
wäre ein Mindestabstand festzulegen.
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WKNÖ:

ZT:
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Am:

GBV:
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RA:

§4 11a : Leider geht noch nicht aus dem Gesetzestext hervor, ob man das Bezugsniveau vor einem
beabsichtigten, oder gleichzeitig mit einem Bauvorhaben verändern darf.

Vö:
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MH:

Zu Z 5 (§4 Z 15)

In einer ländlichen Gemeinde wie unserer in der der Grundwasserspiegel tendenziell sehr hoch ist,
wird oft von einer Unterkellerung der Hauptgebäude abgesehen.

Als Kellerersatz werden Nebengebäude errichtet, in diesen Nebengebäuden sind in der Regel zwei
Stellplätze für PKW und ein Lagerraum für div. Gartengeräte, Gartenmöbel, Hausrat, … errichtet.

Bei der Mehrheit der in den letzten Jahren eingereichten Projekt haben diese Nebengebäude ca. 60 –
80 m² und sind in der Regel an ein Hauptgebäude angebaut.

Die Anbauten an ein Hauptgebäude sind auch aus Platzgründen oft unumgänglich, da die Bauplätze
auch aus Kostengründen immer kleiner werden.

Eine Änderung der Gesetzeslage, wie im vorliegenden Entwurf vorgesehen, bringt eine massive Ein-
schränkung bei der zukünftigen Bebauung mit sich.

Nicht zuletzt müssen die Bürgermeister und natürlich auch wir als Sachbearbeiter den Bauwerbern
erklären und begründen warum sein Nebengebäude mit 50m² begrenzt ist uns schon gar nicht an das
Hauptgebäude angebaut werden darf.

Wenn Nebengebäude in der herkömmlichen Form nicht mehr möglich sind, wird wieder in den Gara-
gen alles Mögliche gelagert und der Rest wird mit Gartenhütten zugepflastert.

Diese Verhüttelung ist einem gepflegten Ortsbild auch nicht zuträglich.

FW:

Im Zuge der Bürgerbegutachtung zur beabsichtigten Änderung der NÖ Bauordnung 2014 gebe ich zu

§ 4 Z 15 Nebengebäude folgende Stellungnahme ab:

Die Verringerung der bebauten Fläche von derzeit bis zu 100 m² auf künftig nur noch bis zu 50 m²
finde ich nicht richtig und auch nicht zielführend.

In Ihren "Erläuterungen" wird angeführt, dass im Vergleich zu einem Einfamilienhaus, dessen bebaute
Fläche durchschnittlich 120 m² bis 180 m² beträgt, ein Nebengebäude mit einer bebauten Fläche
von bis zu 100 m² nicht mehr als untergeordnet verstanden werden könne.
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Nun ist ein Nebengebäude aber nicht im Flächenverhältnis zu einem Hauptgebäude oder einem
durchschnittlichen Einfamilienhaus definiert, sondern in seiner Art nach dem Verwendungszweck
muss es einem Hauptgebäude untergeordnet sein. ("Nebengebäude: ein Gebäude mit einer bebauten
Fläche bis zu 100 m², das oberirdisch nur ein Geschoß aufweist, keinen Aufenthaltsraum enthält und
seiner Art nach dem Verwendungszweck eines Hauptgebäudes untergeordnet ist, unabhängig
davon, ob ein solches tatsächlich besteht")

Des weiteren ist in Ihren "Erläuterungen" angeführt: "Die reduzierte Fläche entspricht der Größe einer
Garage für 2 bis 3 Kraftfahrzeuge und sollte daher für Gebäude, die auch im Bauwich errichtet werden
dürfen, ausreichend sein."

Nun, Bewegung in das Thema: "Nebengebäude" ist ja durch die Volksanwaltschaft in der ORF-
Sendung "Bürgeranwalt" vom 10. Februar 2018 gekommen. In dieser Sendung hat die Volksanwältin
Frau Dr. Gertrude Brinek mit dem Leiter der Baurechtsabteilung der NÖ Landesregierung, Herrn Dr.
Gerald Kienastberger, den Fall der Familie Hartmann aus Krems /Egelsee, besprochen. Die Proble-
matik war, bzw. besteht noch immer, dass Ihr Nachbar angeblich ein Gebäude im Bauland Wohnge-
biet als Nebengebäude deklariert hat, dieses aber als gewerbliche Lagerhalle nutzt und dadurch für
Familie Hartmann Beeinträchtigungen durch starken Lärm, wegen Verladetätigkeiten und Frachtver-
kehr, entstehen.

Also ausschlaggebend ist nicht die Fläche des Gebäudes, sondern ein "Fehlverhalten" des Nutzers
oder vielleicht der Baubehörde vor Ort.

In einem früheren Fall von Frau Dr. Brinek ging es um ein als Nebengebäude deklariertes, teilweise im
Bauwich errichtetes Gebäude, dass der Nutzer als Wohngebäude genutzt hat, einschließlich Schlaf-
zimmer, Bad, WC etc., also ebenfalls ein Fehlverhalten ........ kein Problem der bebauten Fläche.

Daher finde ich die Verringerung der bebauten maximalen Fläche eines Nebengebäudes nicht zielfüh-
rend.

Beachten Sie, dass in den letzten 20 bis 30 Jahren den Bauherren bei Errichtung Ihrer Eigenheime
der Verzicht auf das Kellergeschoss empfohlen und nahegelegt wurde. Sicher sinnvoll in Hinsicht auf
Ressourcenschonung, Senkung der Baukosten, etc. Oft auch mit der Empfehlung, besser ein entspre-
chendes Nebengebäude zu errichten, vielleicht auch zu einem späteren Zeitpunkt, auch im Hinblick
einer besseren Finanzplanung.

Ich finde, dass die Vielzahl verantwortungsbewusster Bauherren, die sich an Gesätze und Verordnun-
gen halten, wegen dem Fehlverhalten einiger weniger Bausünder auf keinen Fall in Ihren Rechten
eingeschränkt und beschnitten werden dürfen!

Darüber hinaus würde eine Verringerung der maximal bebauten Fläche eines Nebengebäudes mit
Sicherheit dazu führen, dass die Grundstücke wesentlich mehr "verhüttelt" werden, weil dann der
Platzbedarf durch Zu- und Anbauten, noch eine Gerätehütte oder ein Gewächshaus, alles durch We-
ge verbunden, gedeckt werden muss.

In Ihren "Erläuterungen" wird auch angeführt, dass der letzte Halbsatz des § 4 Z 15: "es kann auch an
das Hauptgebäude angebaut sein;" deshalb zu entfallen hätte, weil er einen Widerspruch zur Definiti-
on des Gebäudes darstellen würde.

Ich hoffe, dass das eine sprachliche Korrektur darstellt, und das es nicht bedeutet, das künftig ein
Nebengebäude nicht mehr an ein Hauptgebäude angebaut werden darf. Ein thermischer Vorteil würde
verloren gehen und noch ein zusätzlicher (gepflasterter) Weg versiegelt den Garten.

In der Hoffnung, dass der § 4 Z 15 unverändert weiterbesteht
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§ 6
 Parteien und Nachbarn

VD:

Kr:

Zu § 6 Abs 2 Z 3

Unseres Erachtens ist es kritisch zu sehen, dass bewilligte Fenster irrelevant sein sollen.
(Auch wenn durch die geplante Änderung der Aufwand der Behörde bei der Beurteilung re-
duziert würde).
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GBA Kr:
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§ 10
 Änderung von Grundstücksgrenzen im Bauland

RA:

§ 10 Abs. 5 : Frist ist viel zu lang! Das sollte man innerhalb von 2 Wochen erledigen können!  ( und
müssen )
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§ 12
 Grundabtretung für Verkehrsflächen

VD:

WrN:
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§ 12a
 Herstellung des Bezugsniveaus

VD:

UA:
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ZT:
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§ 14
 Bewilligungspflichtige Bauvorhaben

VD:

Kr:

Zu § 14 Z 4 lit e

Aufgrund der Geringfügigkeit der Maßnahmen bei Abänderungen von Feuerungsanlagen
würde es als effizienter erachtet, die unter § 14 Z 4 lit e einzuordnenden Fälle unter die Be-
stimmung des § 15 bzw. – unter Vorlage einer Bestätigung des befugten Ausführenden –
unter § 16 zu subsumieren.
Zum Begriff „Feuerungsanlagen“ wird angeregt, diesen enger zu fassen, da darunter derzeit
alle technischen Einrichtungen zwischen Brennstoff und der Nutzwärme–Abgabe in den
Räumen zu verstehen sind; auch Pumpen, Verbindungsleitungen und Radiatoren.

RA:

§ 14 /6: Jede Veränderung einer Höhenlage durch Anschüttungen oder Abgrabungen wirkt sich auf
Gebäudehöhen aus und ist daher bewilligungspflichtig. Das führt jedoch dazu, dass man den Wunsch
vieler Bauherren- mit dem Aushubmaterial ihr Grundstück zu begradigen nicht nachkommen kann.
Dazu kommt, wenn man die Aushübe auf Deponien verbringt, dass man ungiftiges Material mit rau-
chigen stinkigen Lkw`s  kilometerweit spazieren führen muss. Das soll umweltfreundlich sein u. daher
dem NÖ- Abfallwirtschaftsgesetz entsprechen? Einige Baubehörden konstruieren jetzt aufgrund dieser
Bestimmung 2 Verfahren- Nämlich zuerst einen Konsens für die Anschüttung u. erst dann das Baube-
willigungsverfahren. 50 Jahre lang sind wir sehr gut mit der individuellen Regelung im Zuge des Be-
willigungsverfahrens ausgekommen. Aber wir müssen ja Alles überregulieren, verkomplizieren u.
damit verteuern! ( Die Politiker verlangen aber, dass wir billig bauen sollen.) Kein Mensch wird gene-
rell Anschüttungen verbieten wollen- also warum kann man nicht dies in einem Verfahren abwi-
ckeln??? Durch die Einführung des Bezugsniveaus wird es m. Erachtens nach noch undurchsichtiger.

Kann ich jetzt Geländeveränderungen im gleichen Bauverfahren abwickeln oder brauche ich 2
getrennte Verfahren? Ja oder nein ? Bitte keine „ Das kommt darauf an „ Antwort.
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RF:
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§ 15
 Anzeigepflichtige Vorhaben

VD:

StP (SPGV):

Ad § 15 Abs. 1 Z. 2 b

Bis dato hat die Baupolizei die Ansicht vertreten, dass es sich bei mobilen Einrichtungen, die
nicht kraftschlüssig mit dem Boden verbunden sind nicht um Vorhaben handelt, die der
NÖ Bauordnung 2014 unterliegen. Diese Meinung gründet sich in § 4 Z. 15 und Z. 7. Ge-
bäude müssen zwingend von Menschen begangen werden können – ist bei mobilen Hüh-
nerställen nicht zwingend der Fall, hier reicht eine 50 x 50 x 50 cm große Box. Bei Bauwer-
ken ist für die Errichtung ein erhebliches Maß an bautechnischen Kenntnissen erforderlich
und sie müssen kraftschlüssig mit dem Boden verbunden sein. 4 Holzplatten zusammen zu
schrauben und ein Gittertürl vorne hinzuschrauben erfordert keine bautechnischen Kenntnis-
se, derartige Anlagen sind aufgrund des geringen Gewichts nicht kraftschlüssig mit dem Bo-
den verbunden – anders als z.B. Container oder Hühnergrillwägen, wenn sie vom Zugfahr-
zeug abgekoppelt sind. Werden nunmehr mobile Hühnerställe in den Anwendungsbereich
der NÖ Bauordnung aufgenommen, stellt sich die Frage, aufgrund welchen Anknüpfungs-
punktes und welche mobilen Anlagen werden sonst noch in den Anwendungsbereich der
Bauordnung geschoben. Zu denken ist an mobile Hasenställe, mobile Hundehütten, Rasen-
mäher etc.

Das Grundproblem, das hier gelöst werden soll, ist die Durchsetzung des Raumordnungsge-
setzes. Wenn es kein Bauverfahren gibt, kann auch die Flächenwidmung nicht durchgesetzt
werden, damit ist hier ein wesentliches Vollzugsmanko gegeben. Das darf aber nicht dazu
führen, dass man zwar Wasserbecken bis 50 m³ in Hanglage, also statisch absolut relevante
Bauwerke, bewilligungs- und anzeigefrei macht, andererseits aber die in Baumärkten fix fer-
tig angebotenen Hühnerställe anzeigepflichtig macht und damit einer vollen Prüfung durch
die Baubehörde unterzieht. Hier sollte die Angemessenheit der Maßnahme zur erzielbaren
Wirkung geprüft werden.
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§ 17
 Bewilligungs-, anzeige- und meldefreie Vorhaben

VD:

UA:
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§ 18
 Antragsbeilagen

VD:
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§ 19
Bauplan,

Baubeschreibung und Energieausweis

BMDW:

BMWFW:
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UA:

WrN:

RA:

§19 Abs. 1 Pkt 1 a.) Der Nachweis der gesicherten Grenzen soll entfallen? Super! Diese Maßnahme
wird die Verfahren doch einigermaßen verkürzen. Oje leider doch nicht! Anstatt der entfallenen 18
Zeilen gibt es jetzt 20 Zeilen, deren Inhalt wahrscheinlich nur Juristen und Diplomingenieure verste-
hen. Schade!

ZT:
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Am:
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§ 20
 Vorprüfung

§ 21
 Verfahren mit Parteien und Nachbarn

VD:

VA:
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§ 23
 Baubewilligung

Kr:
Zu § 23

Im rot dargestellten Text ist der Beistrich vor dem § - Zeichen überflüssig.

§ 24
Ausführungsfristen
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§ 30a
 Registrierung mittelgroßer Feuerungsanlagen

VD:

StP (SPGV):

Ad § 30a Abs. 4

Durch die Aufnahme einer 4-wöchigen Eintragungsfrist in ein Register zur Meldung an die
Landesregierung müsste die Baupolizei der Stadt St. Pölten in 4 Wochen ca. 10.000 Akte
durchsehen und diese aufarbeiten. Diese Vorgangsweise ist für größere Gemeinden unmög-
lich und unzumutbar. Es existieren keine Dateien, aus denen man derartige Anlagen querab-
fragen könnte.

Bis dato wurden sämtliche für die Behörden erforderlichen Daten durch die Betriebe selbst
im EDM eingetragen. Diese Art und Weise der Datenerfassung würde die Arbeit der Behör-
den erleichtern und einen geringen Mehraufwand für Betriebe darstellen. Es ist daher analog
zu den Bundesgesetzen eine Meldeverpflichtung für die Betreiber von Feuerungsanlagen
einzuführen.
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§ 32
Periodische Überprüfung von Zentralheizungsanlagen mit Heizkesseln, Blockheiz-

kraftwerken und Klimaanlagen

VD:
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UA:

WKNÖ:
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EVN:

RA:

§ 32 : Jeder verantwortungsbewusste Betreiber wird ohnedies im Sinne dieses Paragraphen handeln.
Ich würde ihm auflassen. ( die Lobby der Erzeuger u. Prüfer wird natürlich aufheulen! )

Hätte mich auch gewundert, wenn dies entfallen wäre.
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§ 32a
 Maßnahmen zur Anpassung der Emissionsgrenzwerte bei bestehenden mittelgroßen

Feuerungsanlagen

VD:

Kr:

Zu § 4 Z 14, § 32a und § 70 Abs 11

Ungeachtet der EU-Richtlinie, die den Hintergrund für die geplante Novellierung darstellt,
wird darauf hingewiesen, dass bereits bewilligte und/oder in Bau befindliche Feuerungsanla-
gen in diesem Größenbereich nicht innerhalb der vorgesehenen Frist bis 19.12.2018 fertig-
gestellt werden können. Durch die geplante Novelle werden/würden für die Betreiber äußerst
kostenintensive Umplanungen und Umbaumaßnahmen erforderlich.

Besonders problematisch sind etwaige Verfahren, die im Dezember 2018 anhängig sind. –
Auch hängt die Einstufung als Alt-/Neuanlage von diesem Stichtag ab.

Zu § 32a Abs 2: Unseres Erachtens bedeutet es eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung,
wenn bestehende Anlagen eine Frist für die Angleichung bis 30.12.2024 bzw. 2029 erhalten,
und neuere Anlagen, die erst nach dem 19.12.2018 fertiggestellt werden, sofort in die Defini-
tion mittelgroßer Feuerungsanlagen fallen und somit unverzüglich zur Einhaltung der Ver-
ordnung der NÖ Landesregierung für mittelgroße Feuerungsanlagen verpflichtet sind.

Lösungsansatz zu § 70 Abs 11: Übergangsfrist bis zB Dezember 2023

UA:
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§ 33
Kontrollsystem

VD:

§ 37
Verwaltungsübertretungen

VD:

§ 39
Ergänzungsabgabe
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§ 48
 Immissionsschutz

BD4:

Das Ansinnen Schallreflexionen durch das Bauwerk aus der Beurteilung hinaus zu bringen ist aus
technischer Sicht gut, wichtig und richtig, da sonst zB. Baulücken an stark befahrenen Straßen nicht
geschlossen werden können. Folgt man dem Wort originär in Bezug auf den Ersterzeuger der Schall-
welle so ist alles klar. Das Gebäude ist nicht für das Auto auf der Straße oder den Zug am Gegenhang
verantwortlich. Die Reflexion als solche wird jedoch originär vom Gebäude verursacht. Es wäre somit
sinnvoll in den Erläuterungen darauf hinzuweisen, dass es um Reflexionen geht. Besser wäre es ver-
mutlich schon den Gesetzestext selbst klarer zu formulieren. Braucht es die Formulierung „von Bau-
werken oder deren Benutzung“? Wenn man Bauwerke weglässt wären Reflexionen jedenfalls drau-
ßen. Gibt es abgesehen von Reflexionen andere Emissionen, die von Bauwerken ausgehen?

Kr:

Zu § 48

Es wird angeregt, in die taxative Auflistung des § 48, 1. Spiegelstrich, etwa den Begriff
„Kirchenglocken“… aufzunehmen.

UA:

StP:

- Jedenfalls befürworte ich die Neureglung/Klarstellung des § 48 zum Immissionsschutz, der aus-
drücklich nur originäre Emissionen umfassen soll. Dadurch sollte die Streitfrage (Haficiuc, LT eins, etc)
obsolet werden. Richtig ist mE dann auch die Schlussfolgerung von Mag. Gutkas (lt. LT eins Bescheid),
dass Reflexionen weder als subj-öffentl. Recht, noch von Amts wegen zu berücksichtigen / überprü-
fen sind.
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StP (SPGV):

Ad § 48

Die Ausnahme von Emissionen aus der Nutzung von Pflichtstellplätzen, also der Entfall der
Prüfung jener Stellplätze, die über die Pflichtstellplätze errichtet werden, widerspricht den
Grundsätzen der Bauordnung. Für die Pflichtstellplätze ist die Ausnahme darin zu begrün-
den, dass die Anrainer sonst die Anordnung von der Bautechnikverordnung oder vom Be-
bauungsplan unterlaufen könnten. Diese Begründung greift aber bei den überschießenden
Stellplätzen nicht. Öffentliches Interesse an der Schaffung von überschießenden Stellplätzen
gibt es nicht, andernfalls wären sie im Bebauungsplan anzuordnen. Daher wird hier völlig
willkürlich eine Lärm- und Abgasemissionsart aus den Nachbarrechten gestrichen, die für
viele Bürger als sehr belastend empfunden wird.

Als Beispiel sei folgende Konstruktion genannt: Der Investor eines Einkaufszentrums be-
fürchtet Nachbarschaftseinsprüche für sein Parkhaus. Also errichtet er ein nicht gewerbliches
Parkhaus, also eines, das nicht bewirtschaftet wird. Baubehördlich sind die Emissionen, also
Abgase und Lärm, nicht zu relevieren. Nach Errichtung des Parkhauses ändert er sein Be-
triebskonzept, er zeigt der Gewerbebehörde gemäß § 74 Abs. 6 GewO an, dass das baube-
hördlich genehmigte Parkhaus nunmehr einer gewerblichen Nutzung zugeführt werden soll.
Damit gilt dieses Parkhaus als genehmigt. Die Nachbarn sind völlig legal um jedes Mitspra-
cherecht betrogen worden. Undenkbar? Diese Vorgangsweise wurde von der Landesklini-
kenholding bei diversen Parkhäusern angewandt, allerdings haben die Baubehörden damals
eine gleichartige Prüfung wie die Gewerbebehörden durchgeführt.

HWEV:

der Niederösterreichische Haus- und Grundbesitzerverband bedankt sich für die Einbindung in die
Begutachtungsphase des Gesetzwerdungsverfahrens betr. Änderungen der nö. Bauordnung und Bau-
technikverordnung und begrüßt die erfolgende Umsetzung der EU-MCP-Richtlinie sowie die Klarstel-
lungen bzw. Modifizierungen zur Bauordnung.

Lediglich zur geplanten Änderung des § 48 der Bauordnung bestehen insoweit Bedenken als Emissio-
nen von Stellplätzen auch dann als nicht gesundheitsgefährdend bzw. nicht örtlich unzumutbar gel-
ten, wenn die Zahl der tatsächlich errichteten Stellplätze deutlich über die verordnete Mindestzahl
der Stellplätze hinausgeht. Unserer Meinung nach sollte hier – vor allem mit Hinblick auf den so er-
reichten faktischen Ausschluss von zivilrechtlichen nachbarrechtlichen Ansprüchen – eine einzelfall-
bezogene Abwägung zwischen den Interessen der Beteiligten (also des Errichters der Stellplätze und
der Nachbarn) vorgesehen und nicht generell der Errichtung von Stellplätzen der Vorrang gegeben
werden.
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ZT:

Am:

GBV:
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§ 49
 Anordnung von Bauwerken auf einem Grundstück

BD1:

EVN:

RA:

§ 49 3 a.) Das hätte man sich sparen können, weil ohnedies sonnenklar ! ( Sollte in dieser Richtung
etwas passiert sein, dann hat der beurteilende Sachverständige einen Fehler gemacht!) Ausserdem
steht in den §§ 50 + 51 das Gleiche.
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§ 50
 Bauwich

VD:

StP (SPGV):

Ad § 50 Abs. 2 und 51 Abs. 4

„grundbücherlich sichergestelltes Recht“: durch diese Bestimmung kann ein Bebauungsplan
mittels zivilrechtlicher Vereinbarung unterlaufen werden. Dies ist eine im österreichischen
Verwaltungsrechtssystem bislang unbekannte Vorgangsweise. Sie ist völlig intransparent
und wird dazu führen, dass die Bevölkerung den Organträgern Willkür, Mauschlerei etc. un-
terstellen werden. Die zivilrechtlichen Vereinbarungen können auch widerrufen werden, sie
unterliegen anderen Anfechtungstatbeständen als Gesetze und Verordnungen. Über diese
Anfechtungstatbestände urteilen ordentliche Gerichte, die mit Raumordnung bislang keinerlei
Erfahrung oder Berührungspunkte hatten. Auch ist zu hinterfragen, wie mit Bauwerken um-
zugehen ist, die aufgrund einer aufgehobenen zivilrechtlichen Vereinbarung plötzlich zu
hoch, zu nah an der Grundgrenze etc. stehen. Sie verlieren ja ihren Konsens nicht, lediglich
die Voraussetzungen für die Erteilung des Konsenses sind weggefallen. Diese Bestimmung
ist daher absolut abzulehnen. Sie stellt die verfassungsmäßige Gewaltentrennung in Frage.
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§ 51
 Bauwerke im Bauwich

VD:

Kr:

Zu § 51 Abs 5

Um eine Vereinfachung zu erzielen, wäre es unseres Erachtens sinnvoll, bauliche Anlagen
Nebengebäuden im Bauwich gleichzustellen und die nunmehr geplante Textierung im § 51
Abs 5 beizubehalten.

UA:

StP:

Ad § 50 Abs. 2 und 51 Abs. 4

„grundbücherlich sichergestelltes Recht“: durch diese Bestimmung kann ein Bebauungsplan
mittels zivilrechtlicher Vereinbarung unterlaufen werden. Dies ist eine im österreichischen
Verwaltungsrechtssystem bislang unbekannte Vorgangsweise. Sie ist völlig intransparent
und wird dazu führen, dass die Bevölkerung den Organträgern Willkür, Mauschlerei etc. un-
terstellen werden. Die zivilrechtlichen Vereinbarungen können auch widerrufen werden, sie
unterliegen anderen Anfechtungstatbeständen als Gesetze und Verordnungen. Über diese
Anfechtungstatbestände urteilen ordentliche Gerichte, die mit Raumordnung bislang keinerlei
Erfahrung oder Berührungspunkte hatten. Auch ist zu hinterfragen, wie mit Bauwerken um-
zugehen ist, die aufgrund einer aufgehobenen zivilrechtlichen Vereinbarung plötzlich zu
hoch, zu nah an der Grundgrenze etc. stehen. Sie verlieren ja ihren Konsens nicht, lediglich
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die Voraussetzungen für die Erteilung des Konsenses sind weggefallen. Diese Bestimmung
ist daher absolut abzulehnen. Sie stellt die verfassungsmäßige Gewaltentrennung in Frage.

RA:

§ 51 Absatz 4 Grünlandgrundstücke : Gilt das auch, wenn die Bebauung 300 m entfernt ist?

PF:
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§ 52
Vorbauten

RA:

§ 52 Abs. 4 : Dies sollte aber auch für  neue Dachaufbauten im Kniestock u. Giebelbereich möglich
sein. Alles Andere wäre widersinnig, da sich am Dachvorsprung u. somit am Lichteinfallswinkel zum
Nachbarn ja nichts ändert ! Trotzdem reiten Sachverständige bei Dachausbauten darauf herum u. man
muss mit dem Kniestockmauerwerk um die später konsensmäßig aufgebrachte Wärmedämmung zu-
rückrücken. Das ist nicht nur hässlich, sondern beeinflusst auch das Tragwerkssystem, da die Knie-
stockmauer nunmehr nicht mehr voll am darunterliegendem Mauerwerk steht.

Wieder einmal :Warum nur warum, ist man hier nicht meiner Anregung gefolgt?  Gibt es einen einzi-
gen vernünftigen Grund es nicht zu tun?
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§ 53a
Begrenzung der Höhe von Bauwerken und der Geschoßanzahl

VD:

ZT:

RA:

§ 53 a.) Verbessert die Situation etwas.

Das wird bei steilen Hanggrundstücken jeweils eine, die Planungskosten erhöhende Doktorarbeit.
Aber alle wollen billiger bauen!
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§ 54
Bauwerke im Baulandbereich ohne Bebauungsplan

VD:

StP (SPGV):

Ad § 54 Abs. 4

Im gegenständlichen Passus wird eine Ausnahme normiert ohne konkrete Definition der
Ausnahmetatbestände anzuführen. Ausnahmen müssen restriktiv ausgelegt werden, um den
Grundsatz zu bewahren. Diese Bestimmung bildet einen Widerspruch zum Bestimmtheits-
gebot des § 18 B-VG.

§ 55
Bauwerke im Grünland und auf Verkehrsflächen

VD:

Kr:

Zu § 55 Abs 1a

Beim letzten Satz wird die folgende Ergänzung (unterstrichten) vorgeschlagen: „Ausgenom-
men davon sind Bauwerke gemäß  § 51 Abs. 2 und 5 und jene Bereiche, bei denen am seit-
lich angrenzenden Baulandgrundstück die geschlossene Bebauungsweise gilt.“
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§ 63
Herstellung von Abstellanlagen für Kraftfahrzeuge

sowie Ein- und Ausfahrten

VD:

BD4:

Bezüglich der Änderung bei den Stellplätzen fällt bei dieser Formulierung jeglicher Stellplatz samt
Zufahrt und eventuell sogar der Verladetätigkeit aus der Beurteilung heraus. Das betrifft auch LKW-
Stellplätze und auch Stellplätze auf anderen Grundstücken. In vielen Fällen wird diese Nutzung in
einer anderen Materie behandelt. Ausnahmen wären jedenfalls alle von der zweiten Freistellungs-
verordnung erfassten Betriebsanlagen. Hier muss das klare Bekenntnis zu Lücken vorhanden sein.

Kr:

Zu § 63

Unseres Erachtens Anpassungsbedarf auch von § 11 NÖ BTV.

WKNÖ:
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§ 64
Ausgestaltung der Abstellanlagen für Kraftfahrzeuge

StP (SPGV):

Ad § 64 Abs. 1

Die Aufnahme von dem Wort „bestehenden“ im 3. Aufzählungspunkt schließt eine Ansiede-
lung von neuen Betrieben im Bauland-Wohngebiet aus. Weiters können auch keine Stellplät-
ze mehr grundbücherlich sichergestellt werden.

Am:
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§ 67
Veränderung der Höhenlage des Geländes

VD:
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GBA Kr:

Kr:

Zu § 67

Es wird vorgeschlagen, ein neues Bezugsniveau nicht nur über ein Grundstück sondern über
mindestens zwei Grundstücke ohne Verordnung festlegen zu können.

Entsprechend der nachstehenden Skizze:

StP (SPGV):

Ad § 67

Sämtliche Vorschreibungen und Aussagen zum Bezugsniveau sind für die Normunterworfe-
nen nicht mehr nachvollziehbar und ist weder eine geordnete Planung noch eine ordnungs-
gemäße Prüfung möglich. Die Regelungen zum Bezugsniveau sind als verfehlt zu bezeich-
nen und sollten dringend aus der Bauordnung entfernt werden.
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UA:

EVN:

GBV:
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RA:

§ 67 Veränderung der Höhenlage:

Aus 22 Zeilen sind 62!  Zeilen geworden. Der (meist ahnungslose) Gemeinderat bestimmt immer mehr
über meinen Privatbesitz obwohl die bestehenden Regeln auch schon weit überzogen sind.

Abs. 4 : Super! Jetzt haben wenigstens wieder ein paar Studienabgänger der TU Wien eine edle Auf-
gabe. ( Und die Einschränkungen der Privatsphäre gehen wieder ein Stück weiter.)
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§ 69
 Umgesetzte EU-Richtlinien und Informationsverfahren

VD:

VD:

§ 70
 Übergangsbestimmungen

VD:

StP (SPGV):

Ad § 70 Abs. 11

Die gegenständliche Regelung wirft die Frage auf, wie mit rechtskräftig bewilligten aber mit
19.12.2018 noch nicht fertiggestellt angezeigten Anlagen umzugehen ist. Verfällt der Kon-
sens, sind sie neu zu genehmigen, was soll damit geschehen. Dies noch verschärft um die
Situation, dass sie schon errichtet aber nur die Fertigstellungsmeldung nicht eingebracht ist.
Sind dann Abbruchaufträge zu erlassen? Diese Rechtsfolgen sollten unbedingt zumindest in
den erläuternden Bemerkungen festgehalten werden, um Rechtssicherheit zu schaffen.
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Kr:

Zu § 4 Z 14, § 32a und § 70 Abs 11

Ungeachtet der EU-Richtlinie, die den Hintergrund für die geplante Novellierung darstellt,
wird darauf hingewiesen, dass bereits bewilligte und/oder in Bau befindliche Feuerungsanla-
gen in diesem Größenbereich nicht innerhalb der vorgesehenen Frist bis 19.12.2018 fertig-
gestellt werden können. Durch die geplante Novelle werden/würden für die Betreiber äußerst
kostenintensive Umplanungen und Umbaumaßnahmen erforderlich.

Besonders problematisch sind etwaige Verfahren, die im Dezember 2018 anhängig sind. –
Auch hängt die Einstufung als Alt-/Neuanlage von diesem Stichtag ab.

Zu § 32a Abs 2: Unseres Erachtens bedeutet es eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung,
wenn bestehende Anlagen eine Frist für die Angleichung bis 30.12.2024 bzw. 2029 erhalten,
und neuere Anlagen, die erst nach dem 19.12.2018 fertiggestellt werden, sofort in die Defini-
tion mittelgroßer Feuerungsanlagen fallen und somit unverzüglich zur Einhaltung der Ver-
ordnung der NÖ Landesregierung für mittelgroße Feuerungsanlagen verpflichtet sind.

Lösungsansatz zu § 70 Abs 11: Übergangsfrist bis zB Dezember 2023

EVN:
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Erläuterungen - Motivenbericht

VD:
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Anregungen

VD:

BD1:

Mo:

Stellungnahme des NÖ Monitoringausschusses :

· NÖ Bauordnung 2014 (7. Novelle - Entwurf)

· NÖ Bautechnikverordnung 2014 (2. Novelle – Entwurf)

Der NÖ Monitoringausschuss gibt gem. § 4 Abs.1 Zif.2 NÖ Monitoringgesetz,
LGBl. 9291 folgende Stellungnahme zum Entwurf einer Änderung der
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NÖ Bauordnung 2014 und der Bautechnikverordnung 2014 ab:

Ziel der vorgelegten Entwürfe ist es im wesentlichen die EU-Richtlinie 2015/2193 des

Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 zur Begrenzung

der Emissionen umzusetzen.

Es ist unverständlich, dass  mit diesen Entwürfen wiederum eine Möglichkeit ver-

säumt wurde, das NÖ Baurecht

· weiter an die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen anzupassen,

· die Vorgaben der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinde-

rungen (UN-BRK) umzusetzen,

· den konkreten Handlungsempfehlungen des UN-Fachausschusses im Rah-

men der 1.Staatenprüfung Österreichs 2013 zu entsprechen.

Daher regt der NÖ Monitoringausschuss folgendes an;

è Die NÖ Bauordnung 2014 und die NÖ BTV 2014 sind unter dem Aspekt der UN-
BRK zu überarbeiten und es sind entsprechende und geeignete Regelungen vor-
zusehen, um Menschen mit Behinderungen die volle Teilhabe in allen Lebensbe-
reichen zu gewährleisten.

è Die NÖ Bauordnung 2014 und die NÖ Bautechnikverordnung 2014 sind ge-
schlechtergerecht zu formulieren (siehe Leitfaden des Arbeitskreises Gender
Mainstreaming „Geschlechtergerechtes Formulieren“:

http://www.noe.gv.at/bilder/d10/sprachleitfaden.pdf).

è Der NÖ Monitoringausschuss weist darauf hin, dass den Verpflichtungen
der UN-BRK unabhängig von Vorgaben in den OIB-Richtlinien nachzukommen
ist.

Abschließend wird darauf hingewiesen, dass 2018/19 die 2. Staatenprüfung Ös-
terreichs durchgeführt wird; dabei werden Bund und Bundesländer über die
Umsetzung der UN-BRK und v.a. der 2013 ausgesprochenen Handlungsemp-
fehlungen des UN-Fachausschusses zu berichten haben.

http://www.noe.gv.at/bilder/d10/sprachleitfaden.pdf
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Begründung:

I. Allgemein

Art.9 UN-BRK verlangt, Menschen mit Behinderungen eine unabhängige Lebensfüh-

rung und die volle Teilhabe in allen Lebensbereichen zu ermöglichen.

Der Bund und die Bundesländer haben somit geeignete Maßnahmen mit dem Ziel zu

treffen, für Menschen mit Behinderungen den gleichberechtigten Zugang u.a. zur

physischen Umwelt, aber auch zu Informationen, zu Transportmitteln, sowie zu ande-

ren Einrichtungen und Diensten, die der Öffentlichkeit in städtischen und ländlichen

Gebieten offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, zu gewährleisten.

Diese Maßnahmen, welche die Feststellung und Beseitigung von Zugangshindernis-

sen und -barrieren einschließen, gelten unter anderem für Gebäude, Straßen, Trans-

portmittel sowie andere Einrichtungen in Gebäuden und im Freien, einschließlich

Schulen, Wohnhäusern, medizinischen Einrichtungen und Arbeitsstätten.

Barrierefreiheit bedeutet aber nicht nur die Beseitigung von physischen Barrieren,

sondern auch die Zugänglichkeit zu Informationen in leicht lesbarer Sprache.

Bund und Bundesländer haben außerdem geeignete Maßnahmen zu treffen, um in

Gebäuden und anderen Einrichtungen, die der Öffentlichkeit offenstehen, Beschilde-

rungen in Brailleschrift und in leicht lesbarer und verständlicher Form anzubringen

(Art.9/2d UN-BRK).

Art. 19 UN-BRK verpflichtet den Bund und die Bundesländer Menschen mit Behinde-

rungen eine unabhängige Lebensführung und die Einbeziehung in die Gemeinschaft

zu gewährleisten. Unter anderem müssen gemeindenahe Dienstleistungen und Ein-

richtungen für Menschen mit Behinderungen zur Verfügung stehen und an ihre Be-

dürfnisse angepasst sein.

Art. 21 UN-BRK verpflichtet den Bund und die Bundesländer das Recht der freien

Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und Zugang zu Informationen für Menschen mit

Behinderungen zu gewährleisten. Im Umgang mit Behörden sind alle selbst gewähl-

ten zugänglichen Mittel, Formen und Formate der Kommunikation durch Menschen

mit Behinderungen zu akzeptieren und zu erleichtern.
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Art. 30 UN-BRK verpflichtet den Bund und die Bundesländer das Recht von Men-

schen mit Behinderungen anzuerkennen, gleichberechtigt mit anderen am kulturellen

Leben sowie  an Erholungs-, Freizeit- und Sportaktivitäten teilzunehmen.

Es sind alle geeigneten Maßnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass Menschen

mit Behinderungen u.a. Zugang zu Orten kultureller Darbietungen oder Dienstleis-

tungen, wie Theatern, Museen, Kinos, Bibliotheken und Tourismusdiensten haben,

sowie, so weit wie möglich, zu Denkmälern und Stätten von nationaler kultureller Be-

deutung; ebenso ist der Zugang zu Sport-, Erholungs- und Tourismusstätten sowie

zu Dienstleistungen der Organisatoren von Erholungs-, Tourismus-, Freizeit- und

Sportaktivitäten sicher zu stellen.

Des Weiteren ist vom Bund und den Bundesländern sicherzustellen, dass Kinder mit

Behinderungen gleichberechtigt mit anderen Kindern an Spiel-, Erholungs-, Freizeit-

und Sportaktivitäten teilnehmen können, einschließlich im schulischen Bereich.

Der NÖ Monitoringausschuss ist ein unabhängiger und weisungsfreier Ausschuss,

der die Einhaltung der Menschenrechte von Menschen mit Behinderungen durch die

öffentliche Verwaltung für den Bereich der niederösterreichischen Landeskompetenz

überwacht. Er ist gemäß § 4 Abs. 1 Ziff. 1 NÖ MTG berechtigt, Empfehlungen und

Stellungnahmen betreffend die Rechte von Menschen mit Behinderungen im Zu-

sammenhang mit Angelegenheiten der UN-Konvention gegenüber der

NÖ Landesregierung abzugeben. Weiters obliegt dem NÖ MTA die Abgabe von Stel-

lungnahmen im Begutachtungsverfahren zu Entwürfen von Landesgesetzen und

Verordnungen betreffend die Rechte von Menschen mit Behinderungen im Zusam-

menhang mit Angelegenheiten der UN-Konvention gegenüber der

NÖ Landesregierung (§ 4 Abs. 1 Ziff.2 NÖ MTG).

II. Rechtliches

Der NÖ Monitoringausschuss verweist sinngemäß auf seine Stellungnahmen zu den

Neufassungen der NÖ Bauordnung und der NÖ Bautechnikverordnung vom
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1. August 2014, zur 1. Novelle der NÖ Bautechnikverordnung vom 16. November

2015 sowie zur 5. Novelle der NÖ Bauordnung vom 6. Dezember 2017:

Die NÖ Bauordnung ist neben der NÖ Bautechnikverordnung das Herzstück des Re-

gelungswerkes für das Bauwesen in NÖ.

Das NÖ Baurecht muss sicherstellen, dass Bauwerke und Teile von Bauwerken von

Menschen sicher und ohne Gefährdung benützt werden können. Im Mittelpunkt ste-

hen somit die Bedürfnisse von Menschen. Kein Mensch gleicht dem anderen und so

sind auch die Bedürfnisse unterschiedlich.

Ausgehend von der Gewährleistung der Grundfreiheiten und Menschenrechte im Sinne

der UN-BRK soll durch das NÖ Baurecht gewährleistet werden, dass Menschen mit und

ohne Behinderungen in gleichem Maße öffentliche Einrichtungen, Einrichtungen der

Gesundheitsdienste, Wohnbauten, Kultur-, Sport- und Freizeiteinrichtungen sowie Loka-

le und Geschäfte u.ä. aufsuchen können. Bauliche Anlagen sollen für Menschen mit

Behinderungen in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und

grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sein.

Als ein Negativ-Beispiel im NÖ Baurecht wird § 46 Abs. 1 Zif.6 und 7 der

NÖ BauO 2014 angeführt:

Danach gelten die Regelungen für barrierefreie Gestaltung für Bauwerke/-teile für „grö-

ßere Menschenansammlungen“ (Zif.6) und für „Banken, Handelsbetriebe mit einer Ver-

kaufsfläche von mehr als 750m2“ (Zif.7).

Es widerspricht der UN-BRK, die barrierefreie Gestaltung eines Bauwerkes/-teiles

von der Größe einer Menschenmenge oder der Größe eine Verkaufsfläche abhängig zu

machen. Öffentlich zugängliche Bauwerke sind barrierefrei zu gestalten.

In den abschließende Bemerkungen zum 1. Bericht Österreichs zur Umsetzung der

UN-BRK (9/2013) empfiehlt der Ausschuss unter Punkt III.B. 24 konkret, dass Normen

für die Barrierefreiheit von Gebäuden nicht durch Mindestgröße oder Mindestkapazität

beschränkt werden, sondern für alle öffentlichen Einrichtungen gelten sollen.



75

BA:
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BR:
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KLA:
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ÖZIV:
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RU4:

Mit Schreiben vom 6. März 2018 ist der Entwurf einer Änderung (7. Novelle) der NÖ Bauordnung
2014 zur Stellungnahme im Begutachtungsverfahren verschickt worden.

Gegen den vorliegenden Entwurf bestehen aus Sicht der Abteilung Umwelt- und Energierecht dann
keine Einwände, wenn die im Folgenden dargelegten Erwägungen  berücksichtigt und geänderte
Regelungen betreffend Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) in die beabsichtigte Novelle der NÖ BO
2014 aufgenommen werden.

ALLGEMEINE ÜBERLEGUNGEN

Aufgrund der generellen Bestrebungen zur Deregulierung landesrechtlicher Vorschriften ist das NÖ
Elektrizitätswesengesetz 2005 (NÖ ElWG 2005) durch den Gesetzesbeschluss LGBl. Nr. 12 /2018 ge-
ändert und dem § 5 folgender Absatz 7 angefügt worden:

(7) Die Behörde kann für bestimmte Arten von Erzeugungsanlagen Ausnahmen von der Ge-
nehmigungspflicht gemäß Absatz 1 durch Verordnung bestimmen.

Von politischer Seite gibt es den dringenden Wunsch, die Regelungen für die Errichtung von PV-
Anlagen zu vereinfachen und hier deregulierend einzugreifen, indem zumindest der Schwellenwert
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für die Genehmigung von Photovoltaikanalgen von derzeit mehr als 50 KW auf 200 kW angehoben
wird.

Es ist daher geplant, von der Verordnungsermächtigung des § 5 Abs. 7 NÖ ElWG 2005 Gebrauch zu
machen und u.a. PV-Anlagen mit einer Modulspitzenleistung von nicht mehr als 200 kWp von der
Genehmigungspflicht auszunehmen. Vor Erlassung der Verordnung sollte aber eine Abstimmung mit
sonstigen landesrechtlichen, insbesondere bau- und raumordnungsrechtlichen, Bestimmungen her-
beigeführt werden.

Nach derzeitiger Rechtslage (§ 5 Abs. 1 NÖ ElWG 2005) ist für die Errichtung von Erzeugungsanlagen,
so auch für PV-Anlagen, mit einer Engpassleistung von mehr als 50 kW eine Genehmigung nach die-
sem Gesetz erforderlich. Die Erteilung der Genehmigung setzt u.a. voraus, dass durch die Errichtung
und den Betrieb der Erzeugungsanlage

- das Leben oder die Gesundheit des Betreibers der Erzeugungsanlage und
- das Leben oder die Gesundheit oder das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte von Nachbarn

nicht gefährdet werden,
- Nachbarn nicht unzumutbar belästigt werden und
- kein Widerspruch zum Flächenwidmungsplan besteht
(§ 12 Abs. 1 i.V.m. § 11 Abs. 1 NÖ ElWG 2005).

Wenn für eine Erzeugungsanlage keine Bewilligung nach der NÖ Bauordnung 2014 erforderlich ist, so
sind bei der Erteilung der energierechtlichen Genehmigung die bautechnischen Bestimmungen, die
Bestimmungen über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden, die Bestimmung des § 56 und die zur
Umsetzung der MCP-Richtlinie getroffenen Bestimmungen der NÖ Bauordnung 2014 sinngemäß
anzuwenden (§ 11 Abs. 4 NÖ ElWG 2005).

Im Gegenzug findet sich in § 1 Abs. 3 Z. 4 NÖ BO 2014 die Regelung, dass Anlagen zur Erzeugung von
elektrischer Energie vom Anwendungsbereich der NÖ BO 2014 ausgenommen sind, soweit sie einer
elektrizitätsrechtlichen Genehmigung bedürfen.

Diese Sonderregelung für Anlagen, die einer elektrizitätsrechtlichen Genehmigung (nach dem NÖ
ElWG 2005) bedürfen, ist seinerzeit in die NÖ Bauordnung aufgenommen worden, um „Doppelge-
nehmigungen“ aufgrund mehrerer (Landes-)Gesetze zu vermeiden. Die bautechnischen Aspekte,
Aspekte der Raumordnung und die Aspekte des Schutzes des Ortsbildes sind aufgrund § 11 Abs. 4 NÖ
ElWG 2005 im elektrizitätsrechtlichen Genehmigungsverfahren zu berücksichtigen.

Für PV-Anlagen, welche nicht aufgrund obiger Bestimmung vom Anwendungsbereich der NÖ BO
2014 ausgenommen sind, sieht die geltende Rechtslage grundsätzlich nur eine Meldepflicht (§ 16
Abs. 1 Z 7 NÖ BO 2014) vor, es sei, denn die PV-Anlage wird in einer Schutzzone oder einem Altort-
gebiet errichtet. In diesem Fall besteht eine Anzeigepflicht nach § 15 Abs. 1 Z 3 NÖ BO 2014.

Im Zusammenhang mit PV-Anlagen ist noch die Bestimmung des § 20 Abs. 2 Z 20 NÖ ROG 2014 von
Bedeutung. PV-Anlagen (Freiflächenanlagen) im Grünland, ausgenommen auf Gebäudedächern, dür-
fen nur auf Flächen errichtet werden, die als „Grünland-Photovoltaikanlagen“ gewidmet sind, wenn
die Engpassleistung mehr als 50 kW beträgt.

Von besonderer Bedeutung ist, dass sich in letzter Zeit die Vollzugspraxis im Bereich des Gewerbe-
rechtes geändert hat. Der Gewerbeordnung unterliegen grundsätzlich jene PV-Anlagen, welche die
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elektrische Energie zu dem Zweck erzeugen, dass sie zur Gänze oder zumindest teilweise für die Ver-
sorgung des Gewerbebetriebes verwendet wird. Im Jahr 2016 hat sich die Bundesgewerbereferen-
tentagung mit der Thematik der Genehmigungspflicht von PV-Anlagen befasst. Die oberste Gewer-
bebehörde hat dabei festgehalten, dass PV-Anlagen, wenn nicht besondere Umstände des Einzelfal-
les Grund für eine andere Beurteilung geben, grundsätzlich keine Gefährdungen bzw. Belästigungen
bewirken, welche eine Genehmigung als Betriebsanlage erforderlich machen würden. Die Gewerbe-
behörden gehen aufgrund dieser Vorgaben davon aus, dass für PV-Anlagen - jedenfalls bis zu einer
Leistung von 200 kWp - keine Betriebsanlagengenehmigung nach der Gewerbeordnung erforderlich
ist. Dies hat auf Grund der derzeit geltenden Rechtslage zur Folge (vgl. § 5 Abs. 2 NÖ ElWG 2005),
dass gewerblich genutzte PV-Anlagen, für die keine Betriebsanlagengenehmigung notwendig ist, dem
NÖ ElWG 2005 unterliegen. Sie benötigen daher anstelle einer Betriebsanlagengenhmigung eine
Genehmigung nach dem NÖ ElWG 2005, wenn die Engpassleistung mehr als 50 kW beträgt.

Ähnlich der Gewerbebehörde hat auch die Elektrizitätsrechtsbehörde zu prüfen, ob von einer PV-
Anlage Gefährdungen oder (unzumutbare) Belästigungen für Nachbarn ausgehen. Eine PV-Anlage,
die Strom für gewerbliche Zwecke erzeugt, unterscheidet sich in ihren Auswirkungen nicht von einer
anderen PV-Anlage. Es wird daher auch die Elektrizitätsbehörde davon ausgehen können (und müs-
sen), dass PV-Anlagen grundsätzlich keine unzulässigen Gefährdungen oder Belästigungen bewirken.
Daher bleiben Prüfgegenstand im elektrizitätsrechtlichen Genehmigungsverfahren nur mehr solche
Aspekte (Statik, Brandschutz, Ortsbild, Raumordnung), welche typischerweise der Bauordnung zuzu-
ordnen sind und in den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde (Art. 118 B-VG) fallen. Diese Aspekte
können daher nur in der NÖ BO geregelt und im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde vollzogen
werden. Würde man diese Kompetenzen der Gemeinde weiterhin entziehen und von der NÖ Landes-
regierung vollziehen lassen, so wäre dies aus unserer Sicht verfassungsrechtlich äußerst bedenklich,
zumal die erwähnten Aspekte nur im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinden vollzogen werden
dürften, insbesondere wenn davon auszugehen ist, dass PV-Anlagen keine Gefährdungen oder Beläs-
tigungen hervorzurufen geeignet sind.

ÄNDERUNGSVORSCHLÄGE

Die Abteilung Umwelt- und Energierecht regt aufgrund der obigen allgemeinen Überlegungen an,
dass für die Errichtung von PV-Anlagen auf Freiflächen eine Anzeigepflicht nach der NÖ BO 2014 vor-
gesehen wird. Das bewirkt, dass die Baubehörde Freiflächenanlagen vor ihrer Errichtung auf ihre
Wirkung auf das Ortsbild und auf ihre Übereinstimmung mit der Flächenwidmung prüfen kann. Es
lässt sich damit auch vermeiden, dass die für größere Freiflächenanlagen im Grünland vorgesehene
Widmung „Grünland-Photovoltaikanlagen“ zu totem Recht wird. PV-Anlagen an Bauwerken sollen
weiterhin meldepflichtig bleiben.

Bei PV-Anlagen ist neben der elektrotechnischen Ausführung auch die statische Sicherheit von Be-
lang. Deshalb wäre es sachgerecht, dass der Baubehörde mit der Meldung der Fertigstellung einer
PV-Anlage (§ 15 NÖ BO 2014) bzw. der Meldung der Errichtung einer PV-Anlage (§ 16 NÖ BO 2014)
neben einem Elektrotattest auch ein statischer Nachweis vorgelegt werden muss.

Darüber hinaus sollte der Baubehörde die Möglichkeit gegeben werden, angezeigte oder gemeldete
Bauvorhaben auf ihre Übereinstimmung mit der Bauanzeige oder Meldung zu überprüfen.
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Die Abteilung Umwelt- und Energierecht ersucht daher, folgende (weitere) Änderungen in den
Gesetzesentwurf aufzunehmen:

1. § 15 Abs. 1 Z 3 lit b) lautet:

„b) jeweils im Hinblick auf den Schutz des Ortsbildes (§ 56)

- die Aufstellung von thermischen Solaranlagen oder deren Anbringung an Bauwerken, die Anbrin-
gung von Photovoltaikanlagen an Bauwerken sowie die Anbringung von TV-Satellitenantennen und
von Klimaanlagen an von öffentlichen Verkehrsflächen einsehbaren Fassaden und Dächern von Ge-
bäuden;

- die Aufstellung von Pergolen straßenseitig und im seitlichen Bauwich;“

1. Dem § 15 Abs. 1 wird folgende Z 4 angefügt:

„4. die Errichtung von Photovoltaikanlagen auf Freiflächen.“

2. § 15 Abs. 8 lautet:

„Nach Fertigstellung einer Photovoltaikanlage (Abs. 1 Z 3 lit. b und Z 4) sind der Baubehörde ein
Elektroattest und ein statischer Nachweis eines befugten Fachmannes (§ 25 Abs. 1) vorzulegen.“

3. § 16 Abs. 1 Z 7 lautet:

„7. die Anbringung von Photovoltaikanlagen an Bauwerken, ausgenommen jene, die nach § 15 Abs. 1
Z 3 lit. b anzeigepflichtig sind.“

4. § 16 Abs. 4 lautet:

„Der Meldung für ein Vorhaben nach Abs. 1 Z 6 (Ladepunkte und Ladestationen) und 7 (Photovolta-
ikanlagen) ist ein Elektroattest und bei Photovoltaikanlagen auch ein statischer Nachweis anzuschlie-
ßen.“

5. § 27 Abs. 1 erster Satz lautet:

„(1) Die Baubehörde ist berechtigt, die Übereinstimmung der Ausführung mit der Bewilligung, der
Anzeige oder der Mitteilung durch besondere Überprüfungen zu überwachen.“
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BMWFW:

EVN:
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StP (SPGV):

Ergänzend zu obigen Ausführungen zu den geplanten Änderungen werden aufgrund Erfah-
rungen aus dem Umgang mit der NÖ Bauordnung 2014 seitens der Baupolizei der Stadt
St. Pölten nachstehende Vorschläge zur Aufnahme bzw. Änderung vorgebracht:

· Seitens der Stadt St. Pölten ist im Zuge einer Überarbeitung von Teilbebauungsplänen
ein größerer Schutz baukulturell bedeutender und stadtbildprägender Bausubstanz be-
absichtigt. Ein entsprechendes Planungsmittel hierfür ist die Ausweisung von Schutzzo-
nen in Bebauungsplänen. Im Sinne der Sicherung dieser Planungsziele ist die Erlassung
einer Bausperre gemäß § 35 NÖ Raumordnungsgesetz ein in NÖ bewährtes Planungs-
und Regelungsmittel.
Hierbei ist jedoch festzustellen, dass die Bausperre gemäß § 35 NÖ ROG 2014 explizit
Auswirkungen auf Vorhaben gemäß § 14 und § 15 (sowie § 11 Abs. 2, gegenständlich
irrelevant) hat und somit der seit einigen Jahren in § 16 (Meldepflichtige Vorhaben)
Abs. 1 Z. 5 aufgeführte Abbruch von Bauwerken (soweit sie nicht unter § 14 Z. 8 und
§ 15 Abs. 1 Z. 3 lit. A fallen) nicht von einer derartigen Bausperre umfasst ist. Somit
kann das Planungsziel einer derartigen Bausperre nicht bzw. nur völlig unzureichend er-
reicht werden.
Es wird hieraus folgend die Notwendigkeit gesehen, den Abbruch von „Gebäuden“ (laut
Definition gemäß § 4 NÖ Bauordnung i.d.g.F.) zumindest in § 15 Anzeigepflichtige Vor-
haben (alternativ § 14 Bewilligungspflichtige Vorhaben) aufzunehmen.
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· Gemäß § 57 NÖ Bauordnung 2014 kann von der Anschlussmöglichkeit an eine Abgas-
anlage bei mehr als 12 Wohnungen abgesehen werden, wenn für die Heizungsanlage
ein zusätzlicher Wärmeversorger errichtet wird. Diese Bestimmung beschäftigt die Bau-
behörde der Stadt St. Pölten seit längerem, Anfragen an das Amt der NÖ LReg, RU1
und BD2, wurden gestellt, die Antworten fielen aber völlig diametral zueinander aus.

DI Länger schrieb im Jahre 2016: „Die derzeitige Formulierung im § 57 der NÖ Bauordnung 2014 ist
leider sehr unexakt. Auch der Motivenbericht trägt nicht wirklich zur Klarstellung bei, sondern bringt noch zu-
sätzliche Verunsicherung. Eines der Probleme ist, dass die Begriffe Heizungsanlage, Wärmeerzeuger, und
Versorgungsmedium keine Begriffe der Bauordnung sind und auch in der Literatur für diesen speziellen Fall
nicht exakt genug definiert sind.
Daher können wir nur empfehlen, diese Begriffe entsprechend der jeweiligen Rechtsansicht möglichst genau
auszulegen und anzuwenden.
Bezüglich des Begriffes Heizungsanlage gibt es in der Literatur und in Gesetzen anderer Länder diverse
Begriffsbestimmungen, an denen man sich orientieren kann. Nach unserer Ansicht bezieht sich der Begriff
jedoch immer nur auf die Heizungsanlage (laut Motivenbericht: Zentralheizungsanlage) innerhalb des Ge-
bäudes. Daraus könnte man den Schluss ziehen, dass der im § 57 geforderte zweite Wärmeversorger für
diese Heizungsanlage und nicht für eine externe „Heizungsanlage“ gedacht ist.
Auch wir sind mit der derzeitigen Formulierung nicht einverstanden und arbeiten an einer neuen, eindeutige-
ren Formulierung, welche wir dann den politischen Entscheidungsgremien im Zuge der nächsten Bauord-
nungsnovelle vorschlagen werden.“

Dr. Baier schrieb 2018: „In Beantwortung Ihrer rubrizierten Anfrage vom 21. Februar 2018 teilt die Bau-
und Raumordnungsrechtsabteilung des Amtes der NÖ Landesregierung mit, dass grundsätzlich auch Infra-
rotstrahler ein zusätzlicher Wärmeversorger im Sinne des § 57 Abs. 1 der NÖ Bauordnung 2014 sein kön-
nen. Dazu muss dieses Heizsystem allerdings die Vorgaben der OIB-Richtlinie 6 Energieeinsparung und
Wärmeschutz erfüllen und im Energieausweis entsprechend abgebildet werden können.“

Im Regelwerk FAQs aus BT Jour fixe vom 4.5.2017 wird ausgeführt, „dass ein zusätzlicher
Wärmeversorger für die Heizungsanlage errichtet werden muss“ und „Jeder zusätzliche Wärmeversorger
für die Heizungsanlage (also auch die E-Heizpatrone) ist grundsätzlich zulässig. Zitat aus „Praxiskommentar
zum NÖ Baurecht“ [S. 296]: „…. wenn ein zweites, redundantes, d.h. ein funktional gleiches oder vergleich-
bares, Heizsystem vorhanden ist, also eine alternative Heizquelle errichtet wird, welche mit einem von der
„Hauptheizquelle“ unterschiedlichen Brennstoff beschickt wird“.

Aus der Sicht der Stadt St. Pölten sollte die Regelung so lauten, dass der Anschluss-
zwang an eine Abgasanlage dann entfallen kann, wenn eine Heizung der Aufenthalts-
räume jederzeit sichergestellt ist. Dies wird damit begründet, dass z.B. die Fernwärme
St. Pölten GmbH, eine Tochter der EVN-AG und der Stadt St. Pölten, Fernwärme aus
der Abfallverbrennung in Dürnrohr in St. Pölten anbietet. Bei Ausfall der Leitung stehen
Gaskesselanlagen in St. Pölten zur Verfügung, die die Versorgung der Kunden mit
Wärme gewährleisten. Die Installation eines zweiten Umformers erscheint unsinnig, da
diese Anlage die geringste Störungsanfälligkeit aufweist. Jetzt den Nutzern von Fern-
wärme mit 100% Versorgungssicherheitsgarantie des Anbieters aber z.B. eine Gashei-
zung abzuverlangen, erscheint sinnwidrig. Stromheizungen ohne Photovoltaikanlage
und Pufferspeicher wären energetischer Wahnsinn, der dem Gesetzgeber nicht unter-
stellt werden darf. Hier wäre eine eindeutige gesetzliche Klarstellung dringend notwen-
dig.

· § 21 Abs. 1 NÖ Bauordnung 2014 sollte geändert werden, dass das Wort „nachweislich“
gestrichen wird. Diese Regelung ist dem § 356 GewO nachempfunden, dort ist ebenfalls
eine nachweisliche Zustellung nicht vorgesehen. Durch die nachweisliche Zustellung
entstehen unnötige Kosten, in vielen Fällen (z.B. Zustellung im Ausland) ist eine nach-
weisliche Zustellung schlicht unmöglich. Damit sind aber viele Verfahren, vor allem in
städtischen Gebieten, mit Verfahrensmängeln behaftet. Dies gilt es zu vermeiden.
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· § 17 Z. 11 NÖ Bauordnung 2014 nimmt jene Errichtung von Zelten oder ähnlichen mobi-
len Einrichtungen aus dem Umfang der Bauordnung aus, die nicht dem
NÖ Veranstaltungsgesetz und einer Bestandsdauer von bis zu 30 Tagen unterliegen.

Anlagen, die dem NÖ Veranstaltungsgesetz unterliegen, fallen nicht unter die Z. 11, da-
her ist eine baubehördliche Bewilligung erforderlich.
Daher sollte im § 17 Z. 11 geändert werden, dass nach „LGBl 7070,“ das Wort „welche“
durch die Wortfolge „selbst wenn“ ersetzt wird.

· Zudem sollten auch nur vorübergehende Änderungen des Verwendungszweckes unter
den Bestimmungen des § 17 NÖ Bauordnung 2014 subsumierte werden. Häufig werden
Gebäude bloß für Einzelereignisse einem anderen als dem genehmigten Verwendungs-
zweck zugeführt, etwa ein Verwaltungsgebäude für einen Ball verwendet. Auch viele
Gewerbebetriebe lassen für wenige Tage andere Tätigkeiten in ihrem Gebäude gesche-
hen, die baurechtlich eine Änderung des Verwendungszweckes darstellen, etwa Durch-
führung einer Hausmesse, Firmenfeier etc. Alternativ könnte man auch im § 15 Abs. 1
Z 1a leg. cit. nach dem Wort „die“ die Wortfolge „nicht bloß vorübergehende“ einfügen. In
den Erläuternden Bemerkungen sollte ein Anhaltpunkt für die Zeitdauer gegeben wer-
den, der als „nicht bloß vorübergehend“ angesehen wird. Der Verwaltungsgerichtshof
hat dies zur wortgleichen Wendung des § 74 Abs. 1 GewO bereits judiziert, allerdings
bezogen auf Bestimmungen der GewO mit Hinweisen auf die GewO, damit wird dieses
Judikat nur bedingt auch auf die NÖ Bauordnung anwendbar sein.

· Auslegung der OIB-Richtlinie 4, Punkt 2.1.4: Das Amt der NÖ LReg, RU1 hat mit
Schreiben vom 20.2.2018 mitgeteilt, dass „nach der OIB-Richtlinie 4, Punkt 2.1.4. bei Bauwerken
mit Aufenthaltsräumen und mehr als drei oberirdischen Geschoßen zusätzlich zu Treppen Personenaufzüge
zu errichten sind; bei Bauwerken mit drei oberirdischen Geschoßen ist Platz für den nachträglichen Einbau
vorzusehen. Punkt 2.1.5. dieser Richtlinie sieht Anforderungen bezüglich der Haltestellen bzw. Abmessun-
gen dieser Aufzüge vor. Nach Punkt 2.1.5. letzter Satz der Richtlinie 4 kann von diesen Verpflichtungen (und
zwar sowohl von der Einhaltung der technischen Anforderungen als auch vom Erfordernis der Errichtung
des Aufzugs selbst!) abgewichen werden, wenn ansonsten unverhältnismäßige Mehrkosten entstehen wür-
den.

Diese Auslegung deckt sich nicht mit jener der Baupolizei der Stadt St. Pölten,
zumal der vorletzte Satz der cit. Norm lautet: „Werden Aufzüge nachträglich in
ein bestehendes Gebäude eingebaut oder werden bestehende Aufzüge wesent-
lich verändert, darf von den obigen Anforderungen (Haltestellen, Abmessungen)
abgewichen werden, wenn ansonsten unverhältnismäßige Mehrkosten entstehen
würden.“ Nachdem der Klammerausdruck eine abschließende Aufzählung ent-
hält, bezieht sich die Ausnahme nach unserer Auslegung auch nur auf diese.
Sollte der Gesetzgeber dies tatsächlich anders sehen, wäre es notwendig, dies
im Gesetz auch so festzulegen.

· Die Bestimmungen der NÖ Bauordnung sehen vor, dass lediglich die Auswirkungen des
errichteten Bauwerkes bzw. dessen Benützung Nachbarrechte erzeugt. Andererseits ist
im § 6 die Standsicherheit des Bauwerks des Nachbarn als subjektiv öffentliches ge-
nannt. Damit ist aber klargestellt, dass die Baubehörde die Bauphase nicht zu prüfen
hat. In diese Richtung gehen auch die Erkenntnisse des VwGH und des LvWG NÖ, die
eine Prüfung der Bauphase durch die Baubehörde negieren. Damit ist aber die größte
Gefahr für die Standsicherheit der Gebäude der Nachbarn, nämlich die Schaffung der
Baugrube, nicht mehr zu beurteilen, die Nachbarn könne hier die Gefährdung nicht als
Nachbarrecht einwenden. Damit stellt sich bare die Frage, welche Bedeutung die Stand-
sicherheit des Bauwerks der Nachbarn überhaupt noch hat, ha ist kein Gebäude be-
kannt, dass nach der Errichtung eine Gefahr für die Standsicherheit des Nachbargebäu-
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des dargestellt hat. Am ehesten kann dies noch von Schwimmbecken in Hanglage aus-
gehen, die aber im Wesentlichen vom Anwendungsbereich der Bauordnung ausge-
nommen sind. Aber auch hier wird bei Hängen wohl eine entsprechende Hangsicherung
erfolgen, also ist wiederum die Bauphase der wirklich gefährliche Zeitraum. Auf diesen
Problemkreis soll aufmerksam gemacht werden.

Kr:

Zu § 48

Es wird angeregt, in die taxative Auflistung des § 48, 1. Spiegelstrich, etwa den Begriff
„Kirchenglocken“… aufzunehmen.

Zu § 50 Abs 1

Die Bestimmung des Bauwiches über die halbe Gebäudehöhe führt – bei Nachweisführung
der Einhaltung der Bebauungshöhe über die Umhüllende – schon bei Gebäuden der Bau-
klasse II unseres Erachtens nach zu übertriebenen Bauwichen von bis zu 11 m. (Bei einer
Frontlänge über 15 m ist ein Bauwich entsprechend der gesamten Gebäudehöhe einzuhal-
ten.)
Hier wird angeregt, den seitlichen Bauwich zumindest für die Bauklassen I und II mit der
Hälfte der Bebauungshöhe der jeweiligen Bauklasse zu begrenzen.

RA:

§4 Abs. 6 .:

Ist eine Terrasse nun ein Bauwerk u. ab wann ? Die Sachverständigen handeln hier sehr unterschied-
lich !

§4  31 .: Warum muss man die Hauswand bei der Errichtung eines Carports nur dann  nicht als Wand
heranziehen, wenn Diese konstruktiv getrennt ist?  Ich kenne keinen einzigen Fall, wo ein Haus abge-
tragen wurde, aber das Carport stehenblieb. Warum Quält man dann die Bauwerber ( u. uns Planer)
mit dieser Bestimmung? Wem schadet das? Dem Anrainer? Sicher nicht. Dem Ortsbild? Sicher nicht.
Dem Bauwerber- sicher ja, weil Dieser dann z. B. die Wetterseite und damit sein Fahrzeug nicht mehr
gegen Schlagregen u. Schneeeintritt absichern darf. Er hat ja schon eine Wand- nämlich die Haus-
wand.

Wieso ist das Carport 2017 wieder heimlich still und leise in den § 14 gerutscht?  Kann  mir das je-
mand erklären?

§ 5 Abs. 2.: Die 3- Monatige Entscheidungsfrist ist viel zu lang. Das schadet der Wirtschaft. Mit im-
mer neuen sogenannten Verbesserungsaufträgen kann man damit ein unbequemes Verfahren endlos
lang hinauszögern. ( Einige Gemeinden u. leider auch Kollegen machen sich offensichtlich einen Sport
daraus). Warum kann man diese Frist nicht verkürzen? In 3 Monaten baue ich an der Front ein Einfa-
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milienhaus!

§ 6 : Abs. 1 /3: Die 14 m Breite sollten von den Bauwerksecken gelten u. nicht vom Grundstück.
Damit würden viele Anrainer ihre Parteistellung verlieren und wir könnten früher bauen. Auch viele
selbsternannte Ortsbildplaner müssten dann ihre Weisheiten für sich behalten.

Warum wurde die Frist nicht verkürzt ??? Am Arbeitsaufwand ändert das doch nichts?? Sind die vor-
handenen Sachverständigen zu wenig oder zu umständlich? Die Beamten schieben die lange Verfah-
rensdauer in der Regel auf die Sachverständigen.

Die Definition der Nachbarrechte ( § 6) wird vielfach negiert. Dadurch kommt es zu nicht not-
wendigen Verzögerungen. Diese Vezögerungen kosten Geld, Nerven, Kreditzinsen u. sind dem
Wirtschaftsstandort u. den Bauarbeitsplätzen nicht zuträglich. Also eine dringende Bitte an die
Herren Bürgermeister : Rückgrat beweisen u. querulierende Nachbarn auf den Zivilrechtsweg
verweisen. Das würde viele Probleme von selbst lösen.

Ob unsere Herren Bürgermeister die Definition der Nachbarrechte auch verstehen, bzw. exekutieren
wollen, werden wir sehen.  Die Nachbarrechte gehören weg!! Weil die Behörde nichts erlauben darf,
was außerhalb der Gesetze liegt. Der Nachbar kann nichts verhindern, was innerhalb der Gesetze
liegt. Hier gibt es doch NULL Spielraum. Einige Gemeinden machen jetzt trotzdem Bauverhandlungen
( Pardon Lokalaugenscheine nach § 54 AVG) Ich hätte gerne das Geld der vielen unnützen aufgewen-
deten Stunden und RSB Briefe. Wer, außer der Steuerzahler zahlt das?

§ 10 Abs. 1: Jetzt rutschen wir bei Grenzänderungen in die Bewilligungspflicht? Welche Lobby hat
hier am Rädchen gedreht? Warum auf einmal? Die armen- meist ohnedies überforderten Bauämter
werden sich freuen! Die Verfahren werden sich endlos ziehen. Wozu soll das gut sein? Die Zivilgeo-
meter wissen doch, was in so einem Fall zu beachten ist. Das ist doch nur ein Beschäftigungspara-
graph der niemand nützt aber zusätzlich kostet. Aber vor Allem die Politiker jammern, dass das Bauen
immer teurer wird!

BITTE BITTE  auflassen! Müssen wir wirklich Alles überregulieren?

§ 10 Abs. 5 : Frist ist viel zu lang! Das sollte man innerhalb von 2 Wochen erledigen können!  ( und
müssen )

§ 11 : Meines Erachtens überflüssig, weil sowieso selbstverständlich. Verwaltungsvereinfachung  wä-
re möglich.

Für was ist dieser Paragraf gut? Arbeitsbeschaffung für die Bürokratie?

§ 14 /6: Jede Veränderung einer Höhenlage durch Anschüttungen oder Abgrabungen

wirkt sich auf Gebäudehöhen aus und ist daher bewilligungspflichtig. Das führt jedoch dazu, dass man
den Wunsch vieler Bauherren- mit dem Aushubmaterial ihr Grundstück zu begradigen nicht nach-
kommen kann.  Dazu kommt, wenn man die Aushübe auf Deponien verbringt, dass man ungiftiges
Material mit rauchigen stinkigen Lkw`s  kilometerweit spazieren führen muss. Das soll umweltfreund-
lich sein u. daher dem NÖ- Abfallwirtschaftsgesetz entsprechen? Einige Baubehörden konstruieren
jetzt aufgrund dieser Bestimmung 2 Verfahren- Nämlich zuerst einen Konsens für die Anschüttung u.
erst dann das Baubewilligungsverfahren. 50 Jahre lang sind wir sehr gut mit der individuellen Rege-
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lung im Zuge des Bewilligungsverfahrens ausgekommen. Aber wir müssen ja Alles überregulieren,
verkomplizieren u. damit verteuern! ( Die Politiker verlangen aber, dass wir billig bauen sollen.) Kein
Mensch wird generell Anschüttungen verbieten wollen- also warum kann man nicht dies in einem
Verfahren abwickeln??? Durch die Einführung des Bezugsniveaus wird es m. Erachtens nach noch
undurchsichtiger.

Kann ich jetzt Geländeveränderungen im gleichen Bauverfahren abwickeln oder brauche ich 2
getrennte Verfahren? Ja oder nein ? Bitte keine „ Das kommt darauf an „ Antwort.

§ 17 Pkt 8 : Ist es wirklich im Sinne des Gesetzgebers, dass hier Dachvorsprünge mitgerechnet wer-
den? Eine Gerätehütte mit 3,0 x 3,0 m + nur 30 cm Dachvorsprung ist dann ja nicht mehr möglich,
weil die überbaute Fläche dann 12,96 m2 beträgt!?

Kann man hier die Begriffsbestimmung „ Überbaute Fläche „ auf „bebaute Fläche“ ändern? Warum
nicht? Bitte Bitte-  wem tut das weh??

§ 17 Pkt 18 : Was ist mit Trockensteinmauern mit regionaltypischem Erscheinungsbild im Bauland?
Was ist mit Hochwasserschutz- Steinschlichtungen? Ist das bewilligungs- bzw. anzeigepflichtig? Auch
dies sollte komplett freigestellt werden.

Als was gilt nun eine Trockensteinschlichtung im Bauland? Als Bauwerk? Als bauliche Anlage, als
Stützmauer für deren Herstellung besondere fachliche Kenntnisse erforderlich sind? Braucht man
dann auch einen verantwortlichen Bauführer gemäß      § 25 ?

§ 18 Abs. 1: Bürgerfreundlicher wäre statt des Grundbuchauszuges ein Blick des Beamten ins Grund-
buch ( für Gemeinden kostenlos). Stattdessen müssen die Bauwerber oder Planer am Grundbuch an-
tanzen, wertvolle Zeit u, auch Geld, welches zum Bauen fehlt opfern.

Diesem Vorschlag wurde ebenfalls nicht Rechnung getragen, obwohl alle, aber hauptsächlich die
Politiker verkünden, billiger bauen zu wollen.

§ 18 Abs. 1 Z 2: Der Nachweis des Fahr- u. Leitungsrechtes  ist hinfällig, da dies ohnedies verbüchert
sein muss u. im Grundbuch ersichtlich ist.

Warum also steht das noch immer drinnen?

§ 18 Abs. 1 Z 3a.) Ich habe schon wiederholt auf den Umstand hingewiesen, dass eine Baubeschrei-
bung dann nicht erforderlich ist, wenn auf den Plänen alle relevanten zur Beurteilung erforderlichen
Umstände ersichtlich sind. Im bürokratischen Wien braucht man Keine. ( Kostet Geld u. Zeit ! ) Mei-
ner unerheblichen Meinung nach unnützer Papierkram.

Jetzt steht die Baubeschreibung noch immer drinnen! Was schreibe ich in eine Baubeschreibung,
wenn ich § 19  sowieso komplett einhalte? Sollen wir den Sachverständigenkollegen vielleicht die
Gutachten vorverfassen? Einige Sachverständige verlangen bei ordnungsgemäßen vollständigen Plä-
nen keine Baubeschreibung, Andere aber auch oft nur die Bauamtsangestellten wollen Eine und beru-
fen sich immer auf obzitierten Paragrafen.

§ 18 Abs. 4.) Das GWR- Blatt sollte man erst mit der Fertigstellung abgeben müssen.  Im Statistikge-
setz habe ich nicht gefunden, dass dies nicht möglich ist. ! Einige Daten sind bei Baueinreichung noch
gar nicht bekannt!  Allfällige Änderungen während der Bauzeit sind nicht erfasst! (Bis zur Bauord-
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nungsnovelle haben dies die Bauämter erledigt. )Jetzt machen wir es, Dies kostet dem Bauwerber zu-
sätzlich Geld, welches beim Betonieren fehlt. Die Beamten auf den Gemeinden werden aber trotzdem
immer mehr!

Bitte dies erst mit der Fertigstellung exekutieren! Siehe oben! ( Soviel zum Wahrheitsgehalt von
Statistiken!)

§19 Abs. 1 Pkt 1 c : Brunnen u. Abwasseranlagen sind gemäß  §16 nur meldepflichtig. Im Lageplan
sind sie jedoch darzustellen.! Wie passt das zusammen? Dies gilt auch für Unterirdische Leitungen.
Noch einmal: Wie passt das zusammen?

§19 Abs. 1 Pkt 5 : Wie kann man besser eine optische Beurteilung abgeben als mit einer fotorealisti-
schen Visualisierung ? Wenn ich ohnedies 3-D zeichne, warum muss ich extra 4 Ansichten generie-
ren? Hier gehören die Sachverständigen informiert, dass Bilder auch genügen sollten.  Die Höhen
müssen natürlich aus den Schnitten ersichtlich sein! Senkt die Planungskosten u. damit die Baukosten.

§19 Abs. 2 :  Noch einmal : Wenn Alles, lt. Abs. 2  Verlangte, aus den Plänen ersichtlich ist,
braucht man doch keine Baubeschreibung! Im bürokratischen Wien gibt`s Keine. Ich habe Alles
Verlangte in den Plänen.! ( Dort muss es nämlich ohnedies sein !) Es ist sehr mühsam, diesen
Umstand den Amtssachverständigen und leider auch manchen nichtamtlichen SV- Kollegen
beizubringen. Das Gutachten müssen sie schon selbst verfassen! Dafür werden sie ja bezahlt.

????? Niemand sagt mir, dass ich nicht recht habe u. warum!

§ 19 Abs. 3,4,5,u. 6 : Diese Punkte entfallen ersatzlos?  Ich kann`s nicht glauben!          S U P E R !
Wenn was einstürzt stehen sowieso wir an der Front vorm Kadi. ( Weder ein beurteilender Sachver-
ständiger, noch ein Bauamtsangestellter).

Entfallen jetzt Absatz 3, 4 ,5 u. 6 der BO 2014 oder nicht?  Ich lese das nicht heraus??? Wenn Ja:
Applaus Applaus.

§ 20 Abs. 2: Hier wäre super,wenn das Wort : dann hat sie das dem Planverfasser umgehend mitzutei-
len, eingefügt werden könnte . In Zeiten, wo wir ins All fliegen, ist es antiquiert, die Vorprüfung nicht
digital durchzuführen.  Wir reichen  3-fach , bei Gewerbeverfahren sogar 7-fach, Pläne ein,

jeder Sachverständige der etwas auf sich hält, findet etwas zum Verbessern. Dann wird entweder hän-
disch 3-mal nachgebessert, oder man wirft haufenweise Papier weg. (Und die Kosten steigen! Aber die
Papierindustrie will ja auch leben!) Außerdem liegt mir sehr am Herzen, dass Verbesserungsauf-
träge möglichst rasch u. digital direkt an den Planverfasser übermittelt werden! Wir reden vom
Digitalisierungszeitalter  und dann soll das nicht gehen?

1.) würde Dies die Verfahren wesentlich abkürzen und 

2.) Bei den Auftraggebern nicht den Eindruck erwecken, dass wir nicht wissen, wie man einen
ordentlichen Einreichplan macht.

Man hat hier nichts am antiquierten System zum Vorteil der Baukosten geändert! Fehlende Unter-
lagen vom Bauwerber, aber Planverbesserungen direkt  digital(meinetwegen in cc an den Bauwer-
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ber)  vom Planverfasser verlangen. Außerdem sollte für die Vorbegutachtung doch eine Planparie
reichen. Erst wenn ein allfälliger Verbesserungsauftrag abgearbeitet ist, reicht man die restl. Pa-
rien nach. Ich erlebe auch laufend, dass mehrfache Verbesserungsaufträge mit immer neuen For-
derungen von manchen Bauämtern ausgestellt werden. Das verzögert, erhöht die Planungs- u. da-
mit die Baukosten. Meistens bleiben die Ansuchen auch 6 – 8 Wochen in den Bauämtern ( speziell
südlich der Donau) liegen, bevor man sie überhaupt ansieht. Auch dies ist ein unzumutbarer Um-
stand. Man verlangt von uns an der Front immer mehr Unterlagen, immer genauere Pläne, bürdet
uns immer mehr Verantwortung auf ohne zu bedenken, dass alle diese Umstände das Bauen ver-
teuern. Jetzt ist die ohnedies  8 Wochen lange Behördenfrist auch weg. Na Mahlzeit! Rien ne va
plus- Nichts wird mehr gehen. Ich kann es nicht glauben! Diese ganzen Maßnahmen treffen nur
den Bauherrn. Der blecht schon viel zu viel, ehe der erste Kubikmeter Beton eingebracht ist. Hier
wäre es an der Zeit, dass auch die Standesvertretung tätig wird.

§ 20 Abs. 3 :  Dass dies entfällt, hätte ich nicht zu träumen gewagt! Super!

§ 21 : Dass das Wort Bauverhandlung  u. damit die Bauverhandlung selbst keinen Eingang mehr ge-
funden hat, ist super.  Da aber nunmehr alle Nachbarn, und nicht nur die, welche eventuell Parteistel-
lung haben, verständigt werden, sind querulierende Anrainer wieder nicht vermeidbar. Kann man in
der besagten Verständigung nicht die 3 subjektiv öffentl. Rechte des § 6 aufzählen u. darauf hinwei-
sen, dass Einwendungen außerhalb dieser Rechte keine Parteistellung begründen und daher unzu-
lässig sind.     Der  Zivilrechtsweg ist sowieso immer möglich. Wie geht es weiter, wenn ein Nachbar
zulässige Einwendungen erhebt? Steht dann das Verfahren bis zur Entscheidung?       Bei ordnungs-
gemäßer Vorprüfung und allfälliger Verbesserung kann sowieso kein Anrainer mehr einen berechtig-
ten Einspruch machen! Hier ist NULL- Spielraum!!

Ich erlebe immer wieder, dass manche Behörden unzulässige Einwendungen gelten lassen. Verhand-
lungen u. Besichtigungen werden ausgeschrieben, Schriftverkehr mit Rechtsanwälten geführt, anstatt
auf die Unzulässigkeit der Einwendungen klar hinzuweisen u. auf den Zivilrechtsweg zu verweisen.
Ich erlebe auch immer wieder, dass sich Nachbarn gefrozzelt fühlen, wenn in der Verständigung da-
rauf hingewiesen wird, dass sie ohnedies keine Parteistellung erwerben können.

Private Anmerkung: Was werden jetzt unsere Bürgermeister machen, wenn es offiziell keine Bauver-
handlungen mehr gibt?

 § 25 Abs. 3: Die Befugnis sollte unbedingt amtlicherseits mit einem Blick ins Ge-
werberegister stattfinden!  Das geht leichter als eine Vorlage zu verlangen. Eine Befugnis ist
nämlich sowieso nicht immer von Dauer!

§ 27 : Behördliche Überprüfungen während der Bauzeit sind nur dann sinnvoll, wenn die Organe die
prüfen, die gleiche Verantwortung wie der Bauführer und der Statiker übernehmen! ( Dies wird Gott
sei Dank kaum gehandhabt).

§ 29: Baueinstellung: Diese Textänderung seit 2014 begünstigt Behördenwillkür! Warum hat man das
geändert? Unabhängig von einem möglichen positiven § 14

Verfahren muss man den Ursprungszustand vorher wiederherstellen ??  Das ist praxisfremd und bür-
gerfeindlich! Es wird ohnedies nicht exekutiert- also warum steht es drinnen? Man sollte eine nach-
trägliche Bewilligung nicht ausschließen, wenn Diese möglich ist, bevor abgebrochen werden muss.
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Leider wurde da meinem Vorschlag nicht Rechnung getragen, Welche Lobby hat hier interveniert ?

§ 30 Abs. 4: Die Behörden sollten angewiesen werden, nur komplette Fertigstellungsmeldungen anzu-
nehmen! Immer wieder erlebe ich, dass Kaminbefunde, E- Befunde etc. vorweg abgegeben werden.

§ 30 Allgemein: Einige Gemeinden beschäftigen auch Ihre Sachverständigen mit der Überprüfung der
Fertigstellungsmeldungen. Mich persönlich stört das nicht, aber es kostet Steuergeld u. ist gesetz-
lich auch nicht gedeckt !! Die Bauamtsangestellten sollten das auch prüfen können.

Kann man das klären?

§ 32 : Jeder verantwortungsbewusste Betreiber wird ohnedies im Sinne dieses Paragraphen handeln.
Ich würde ihm auflassen. ( die Lobby der Erzeuger u. Prüfer wird natürlich aufheulen! )

Hätte mich auch gewundert, wenn dies entfallen wäre.

§ 38 : Ohne Rücksicht darauf, ob ein Gehsteig vorhanden ist, oder ob sogar nur eine Privatstraße zur
Aufschließung mehrerer Parzellen vorhanden ist, wird die meist sehr hohe Aufschließungsabgabe
vorgeschrieben. Gemacht wird nichts, sondern nur kassiert und wird hauptsächlich zur Sanierung ma-
roder Gemeindekassen verwendet. Dieses Geld fehlt uns zum Betonieren u. Mauern und verteuert die
Bauvorhaben wesentlich mehr,als z.B. der Entfall des Notkamines. Man sollte auch die Aufschlie-
ßungsabgabe wieder zweckgebunden verwenden müssen! Alles Andere ist eigentlich nur        ABZO-
CKE !

§ 38 Abs. 7 : Die Beweispflicht für  vorher erbrachte- oder nicht erbrachte Leistungen sollte bei der
Behörde und nicht beim Grundeigentümer liegen!!

Die Abzocke geht munter weiter ! Immer kompliziertere Berechnungsmethoden, keine  Abminderung
dort, wo kein Gehsteig gemacht wird. Wie sollen wir an der Front billiger bauen, wenn alle Rationali-
sierungen, bzw. Einsparungen andererseits in den Moloch Verwaltung fließen?

( Siehe Sendung Bürgeranwalt vom 7.1.2017 Pressbaum)

§ 39 Abs 3 .:  Der 2. Absatz sollte den logischen Denkgesetzen folgend dann eine Rückzahlung von
zuviel bezahlten Aufschließungskosten bewirken, wenn  2 Grundstücke nach Entrichtung der vollen
Aufschließungsabgabe auf 1 Grundstück vereinigt werden.

Wieso ist das nicht möglich? Die Gemeinden sollen angewiesen werden, dies zu exekutieren-oder gilt
das Gesetz nur in eine Richtung?

§ 41 Abs. 3.: Wieso wird die Stellplatzabgabe für einen nicht hergestellten Stellplatz mit 30 m2 be-
rechnet?  Gemäß OIB- Richtlinie 4 Tabelle 2 hat ein Stellplatz  12,5 m2! Der Bauwerber bezahlt also
für 2,5 Stellplätze, wenn er 1 vorgeschriebenen Stellplatz nicht errichtet? Auch das ist Abzocke u,
verteuert das Bauen.

Keine Antwort ist auch eine Antwort.

§ 43 : Hier hätte genügt : Bauwerke müssen neben den Bestimmungen dieses Gesetzes auch den
einschlägigen Regeln der Technik entsprechen. Der Rest sind ohnedies Selbstverständlichkeiten,
bzw. in anderen Gesetzen geregelt.
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§ 53.) Die Unterteilung in Gebäudefronten ist bei steilen Hanggrundstücken praxisfremd. Es
kommt im weitesten Sinn dadurch zur Vergeudung von Baulandressourcen.  Warum kann man
nicht so wie in Wien die gesamte Fassade abwickeln, die Gesamtfläche durch die Gesamtlänge
dividieren u. erhält man dadurch die zulässige Gebäudehöhe. Wem, außer einigen selbsternann-
ten

Ortsbildgestaltern tut das weh?  Bei steilen Hanggrundstücken u. deren gibt es in Niederöster-
reich Viele, ist das eine Vergeudung von Baulandressourcen. Ich kenne Fälle, wo man aufgrund
dieser Bestimmung nicht einmal mehr einen vernünftigen Dachgeschoßausbau zusammenbringt.

Die Berechnung der Gebäudehöhe wird  immer komplizierter! Wir brauchen bald eigene Gebäude-
höhensachverständige! Ist das etwa gewollt?

Was gilt vorrangig: §§ 53, 53a § 51 bzw Lichteinfallswinkel eventuell verschwenkt oder Alles zu-
sammen?

§ 54.) Ich durfte Gott sei Dank nach diesem Paragrafen 10 Jahre lang als nichtamtlicher SV agieren!
Hatte 10 Jahre lang keinen einzigen Anrainereinspruch u. alle waren zufrieden. (Aber wir müssen ja
Alles überregulieren.)

Dieser § wird leider immer mehr aufgeweicht! Entweder wird er sowieso bald ersatzlos aufgelassen
weil alle Gemeinden Bebauungspläne verordnen müssen oder wir brauchen auch dann eigene §54
Sachverständige. Viele, derzeit unterbeschäftigte Ortsbildplaner könnten dann viele Mitarbeiter
einstellen. Das wäre dann Arbeitsplatzbeschaffung ! Und das Bauen wird wieder teurer.

§ 56 Allgemein : Wieso gibt es noch immer Kollegen oder ASV, welche Dachfarben, Dachrichtungen
u. Neigungen u. Fassadenfarben außerhalb von Schutzzonen vorgeben

§ 70 Pkt. 6 : Die meisten besagten Gebäude haben keine Baubewilligung, aber stehen seit
30 Jahren und mehr. Nun muss man Diese nach § 14 nachträglich genehmigen lassen, ei-
nen verantwortlichen Bauführer benennen, den Baubeginn anzeigen und eine Fertigstel-
lungsmeldung machen ! Das ist nicht nur widersinnig, sondern auch bürgerfeindlich. Ich
muss für die Behörde bzw.

-  10  -

meine Kunden Verantwortung für eine Statik übernehmen, die ich gar nicht mehr überprüfen
kann. Da stehen z.B.Holzschuppen 50 Jahre ohne Brandwand an der Grundgrenze. Wenn
es brennt, kann gar nichts passieren aber ich muss eine Brandwand gemäß OIB- Richtlinie
herstellen oder es droht ein Abbruchbescheid. Wenn ich in Wien einen 30- jährigen Bestand
nachweise,        ( Kostenlose Luftbildaufnahmen vor 1988 bei der MA 41 ) dann wird ein
Konsens vermutet u. ich habe Ruhe vor Behördenwillkür.

Leider wurde hier neuerlich versäumt, den wesentlich übersichtlicheren u. bürgerfreundliche-
ren Wiener  § 71 a zu übernehmen. Schade ! Schade! Es würde sich auch die versuchte
Abzocke mit nachträglich vorgeschriebenen  Gebühren aufhören.

Hier die Wiener Formulierung:
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Bewilligung für Bauten langen Bestandes

§ 71a. Hat ein Bauwerk zur Gänze oder in wesentlichen Teilen seit mehr als
30 Jahren an derselben Stelle ohne jede Baubewilligung bestanden und kann es
auch nach §§ 70 oder 71 nicht bewilligt werden, gilt dieses Bauwerk als mit
rechtskräftigem Bescheid gemäß § 71 auf Widerruf bewilligt ...........

In vielen Fällen war es halt früher viel einfacher eventuell auch mündliche Bewil-
ligungen zu erhalten. Einige Gemeinden ( Gott sei Dank nicht Viele) wittern aber
in den nachträglich vorzuschreibenden Fällen eine Zusatzeinnahme bei den Ge-
bühren. Die Beweislast, dass für Bauten langen Bestandes keine Baubewilligung
erteilt wurde, sollte bei der Behörde- u. nicht beim Bürger liegen!!!!

LM:

Bis dato fehlen in der NÖ Bauordnung konkrete Bestimmungen zur Umsetzung der OIB Richtlinie 3 -
Pkt. 5.1.2. und 5.2.2., welche die Abgase von Feuerstätten in Bezug auf die Allgemeinen Anforde-
rungen an Abgasanlagen bzw. die wirksame Ableitung von Abgasen regelt. Mangels Umsetzbar-
keitsbestimmungen, wie dies etwa bei bei der Belichtung vorgesehen ist, können und halten sich die
Baubehörden bei der Genehmigung zur Errichtung von Kaminen ausschließlich an die Vorgabe des
10 Meter-Abstandes nach 5.1.3..

In speziellen Hangsituationen mit Windschatten in der Hauptwindrichtung durch andere Gebäude,
Stützmauern, Windverwirbelungen udgl. ist dieser Abstand - auch bei "ordnungsgemäßer" Brenn-
stoffverwendung (Holz) und Beheizung - keinesfalls groß genug. Ausreichende Zugverhältnisse sind
nicht gegeben und ein schnelles abziehen des Rauches durch Wind wird unterbunden. Aber auch bei
Tiefdruckwetterlage und Nebel, ist die Nutzbarkeit angrenzender Grundstücke und die ausreichende
Durchlüftungsmöglichkeit der Nachbarhäuser, beeinträchtigt bzw. oft nicht mehr gegeben. Luft-
dichte Niedrigenergie- oder Passivhäuser, bei denen ein mehrmalig täglicher Durchlüftungsvorgang
unbedingt notwendig ist, werden punkto Hygiene und Gesundheit unbewohnbar und können bei-
spielsweise, wie in unserem Fall, selbst Pkt. 6.4. der OIB 3 nicht mehr erfüllen. Es entsteht, entweder
aufgrund der eindringenden Rauchabgase und Feinstaubbelastung oder aufgrund des Sauerstoff-
mangels, im Haus eine enorme Gesundheitsgefährdung. Auch bauliche Schäden werden in zweiterem
Fall durch die permanenten Kondeswasserbildungen ausgelöst.

Es bedarf daher einer konkreten Regelung, wonach zuerst die Grundvoraussetzungen der Punkte
5.1.2. und 5.2.2. erfüllt sein müssen um überhaupt Pkt. 5.1.3. (10 Meter) in Anwendung bringen zu
dürfen. Es wäre jedenfalls sinnvoll hier auch ein konkretes Anrainerrecht im Zuge der Baubewilli-
gung einzuräumen, da spezielle Situationen von den Baubehörden alleine oft nicht beurteilt oder
bemerkt werden können. Eine nachträgliche Klärung in Zivilrechtsprozessen kann, wie wir bereits
konkret bestätigen können, nicht geführt werden. Wie vom Richter ausgeführt, können in einem
Immissionsunterlassungsverfahren lediglich die Auswirkungen der Immissionen und diesbezügliche
Schadenersatzansprüche (zB. Verrußung der Fassade, usw.) geklärt werden, nicht aber die Ursache
und Unterbindung der Immissionen. Dies ist eine Frage der Bauordnung und es wurde sohin auf ein
Verwaltungsverfahren verwiesen.
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Bei der nun vorliegenden Novelle zur NÖ Bauordnung wurde aus unserer Sicht wiederum
verabsäumt Bestimmungen, für eben spezielle Lagen und Hangsituationen, in Bezug auf die
ausreichende Belüftbarkeit der Anrainerhäuser und Benützbarkeit der Anrainergrundstücke
zu schaffen. Mit einer allgemeinen NÖ-weiten 10 Meter-Abstand-Regelung unterbleibt
bei der Errichtung von Kaminen die Berücksichtigung der Hauptwindrichtung (Windgegen-
den im Flachland im Gegensatz zu Bsp. Schneeberggebiet), ebenso wie die Berücksichtigung
von vorhandenem baulichem Bestand und die grundsätzliche Situierung der Gebäude zuei-
nander (dadurch entstehende Windschatten und/oder -verwirbelungen), oder aber auch die
Berücksichtigung von Tiefdruck- und Nebelgebietslagen (ebenfalls Unterbindung des Rauch-
abzuges).

Aus unserer Sicht ist es unbedingt erforderlich den Immissionsschutz nicht nur über die
Bestimmungen zu Heizanlagen, sondern auch über die Situierung und generelle Zuläs-
sigkeit von Kaminen zu regeln. Als betroffene und besorgte Bürger ersuchen wir daher
eindringlich den Entwurf nochmals zu überarbeiten und hier unbedingt Möglichkeiten
vorzusehen.

PF:

ich ersuche um Aufnahme von Volieren aus Drahtgeflecht in den § 17 Pkt. 9.

UA:



99

Forum Schall:



100



101

WrN:

SP:



102
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GBV:



104

Keine Einwendungen – keine Stellungnahme

NotK:

BMWFW:

Einwendungen

GB:

GS4:


